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Einleitung 

1 . Die Bundesregierung hat nach §8 Abs. 4 des 
Wohngeldgesetzes (WoGG)^) dem Bundestag in je- 
dem zweiten Kalenderjahr über die Durchführung 
des Wohngeldgesetzes und über die Entwicklung 
der Mieten für Wohnraum zu berichten. Der vorlie- 
gende Bericht schließt an den Wohngeld- und Mie- 
tenbericht 1981 (Vorbericht) an. 

2 . Wie die Vorberichte 2) fußt der vorliegende Be- 
richt weitgehend auf einer Auswertung der nach 
§ 35 WoGG durchzuführenden Wohngeldstatistik, 
diesmal insbesondere der Wohngeldstatistik für 
1982, und anderer amtlicher Statistiken sowie auf 
den Berichten der für die Durchführung des Wohn- 
geldgesetzes zuständigen obersten Landesbehör- 
den. Berücksichtigt wird ferner eine Stellungnahme 

Die Rechtsgrundlagen für die Gewährung von Wohn- 
geld sind in der Anlage 1 dargestellt 
2) Die bisherigen Wohngeld- und Mietenberichte sind in 
der Anlage 2 auf geführt 


Kurzfassung 

I. Die Entwicklung des Wohngelds in den Jahren 
1981 und 1982 

4 , Als Folge der Leistungsverbesserungen der 

5. Wohngeldnovelle, die zum 1. Januar 1981 in Kraft 
trat und erst im Haushaltsjahr 1982 voll finanzwirk- 
sam wurde, erhöhten sich die Wohngeldausgaben 
von Bund und Ländern 1982 gegenüber 1980 um rd. 
46 % auf 2,67 Mrd. DM. Bei rd. 1,8 Mio. Wohngeld- 
empfängern und einem durchschnittlichen Wohn- 
geldbetrag von HO DM lagen Ende 1981 die Wohn- 
geldleistungen je Empfängerhaushalt um 28 % hö- 
her als vor der Novelle. 1982 blieb die Anzahl der 
Wohngeldempfänger und die durchschnittliche 
Höhe der Wohngeldzahlungen nahezu auf dem 
gleichen Niveau. Das Wohngeld erreichte nach wie 
vor überwiegend Nichterwerbstätige (zu 75%). 
Knapp 60 % der Wohngeldempfänger waren Rent- 
ner und Pensionäre. Drei Viertel aller Wohngeld- 
empfänger leben in 1- und 2-Personenhaushalten. 

Nachdem die Wöhngeldnovelle 1981 zu einer Aus- 
weitung der Wohngeldleistungen vor allem bei grö- 
ßeren Haushalten und bei Erwerbstätigen geführt 
hatte, lassen sich aus den Veränderungen der 
Wohngeldleistungen 1982 gegenüber 1981 folgende 
Strukturverschiebungen ablesen: 

— Bei Mietsteigerungen der Wohngeldempfänger 
von durchschnittlich 6 % und angerechneten 
Rentenerhöhungen von durchschnittlich 5 % ver- 
ringerten sich die Wohngeldleistungen an Haus- 
halte von Rentnern und Pensionären um 8 %. 
Dazu hat die Senkung des pauschalen Abzugs 


der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzen- 
verbände. 

Der größte Teil der Wohngelddaten wird jeweils nur 
für den Stichtag 31. Dezember aufbereitet. Die Da- 
ten sind erst in der zweiten Hälfte des Folgejahres 
verfügbar. Im einzelnen kann deshalb nur über die 
Wohngeldleistungen bis zum 31. Dezember 1982 be- 
richtet werden (vgl. A. I). 

3 . Der Mietenbericht greift weitgehend auf Daten 
der amtlichen Statistik, insbesondere für Preise 
und Preisindizes für die Lebenshaltung (Herausge- 
ber Statistisches Bundesamt), zurück. Ergänzt wer- 
den diese Däten durch die vom Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau veranlaß- 
ten Untersuchungen von „Erstvertragsmieten“. 

Die Datengrundlage für die Darstellung der zukünf- 
tigen Mietenentwicklung im Sozialwohnungsbe- 
stand haben die Länder bereitgestellt. 


von 15 % auf 12,5 % im Rahmen des 2. Haushalts- 
strukturgesetzes beigetragen. Die Wohngeldzah- 
lungen an Erwerbstätige gingen ebenfalls um rd. 
12 % zurück. Die Wohngeldleistungen reduzier- 
ten sich also für Haushalte mit kontinuierlicher 
Einkommensentwicklung. Dagegen erhöhten 
sich die Leistungen an Arbeitslose, Sozialhil- 
feempfänger und sonstige Nichterwerbstätige 
um 22 %. Darin zeigt sich die zunehmende Be- 
deutung des Wohngelds als Element der sozialen 
Sicherung. 

— Die rückläufigen Wohngeldleistungen an Rent- 
ner und Erwerbstätige erklären sich auch dar- 
aus, daß Mietsteigerungen 1982 nur noch bei 
knapp zwei Drittel aller Wohngeldempfänger 
Wohngeldmehrleistungen bewirkten. Mehr als 
ein Drittel der Empfänger hatte 1982 bereits 
Mieten, die den zuschußfähigen Höchstbetrag 
überstiegen, so daß in diesen Fällen Mieterhö- 
hungen nicht mehr zu Wohngeldmehrleistungen 
führten. 

— Die Sparmaßnahmen im Rahmen des 2. Haus- 
haltsstrukturgesetzes (Einsparvolumen 80 Mio. 
DM pro Jahr für den Bund ab 1983) haben einer 
Ausweitung der Wohngeldleistungen entgegen- 
gewirkt. Die Ausgaben wurden durch den im 
Haushaltsbegleitgesetz 1983 beschlossenen Ab- 
bau von Sondervergünstigungen weiter einge- 
schränkt (Einsparvolumen 150 Mio. DM pro Jahr 
für den Bund ab 1984). 

— Die Mieten der Wohngeldempfänger und übri- 
gen Mieter erhöhten sich gleich stark. 
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— Der Anteil der Wohngeldleistungen an der Miete 
ist 1982 gegenüber 1981 leicht gesunken. Er be- 
trug etwa ein Drittel. 


II. Die Entwicklung der Wohnungsmieten in den 
Jahren 1982 und 1983 

5. In den Berichtszeitraum fallen mietenpolitisch 
bedeutsame Entscheidungen. Sie betreffen einer- 
seits die mietrechtlichen Rahmenbedingungen für 
den Altwohnungsbestand und den Bestand freifi- 
nanzierter Neubauwohnungen, andererseits Anhe- 
bungen der Zinsen für öffentliche Baudarlehen im 
älteren Sozialwohnungsbestand. 

Von 1976 bis 1981 stieg der Preisindex für die Le- 
benshaltung von 100 auf 123,9; der Index der Mieten 
auf 120,4. Der Abstand zwischen Preisindex für die 
Lebenshaltung und dem Mietenindex betrug damit 
im Jahre 1981 3,5 Indexpunkte. Dieser Abstand ist 
im Jahre 1982 auf 4,1 Indexpunkte angestiegen. Bis 
zum Oktober 1983 hat sich dann der Abstand zwi- 
schen Mieten und den allgemeinen Lebenshal- 
tungskosten auf 0,9 Indexpunkte verringert. 

Die Mieten haben sich auf den Teilmärkten unter- 
schiedlich entwickelt. Am stärksten stiegen im Be- 
richtszeitraum die Mieten für Altbauwohnungen. 
Diese Entwicklung spiegelt die unterschiedliche Si- 
tuation auf den Teilmärkten für Neubauwohnungen 
und Altbauwohnungen wider. 


Teil A: Wohngeldbericht 

I. Entwicklung des Wohngelds bis 1982 

1.1. Die Wohngeldleistungen im Überblick 

6. Das Wohngeld ist ein auf den Einzelfall abstel- 
lendes Instrument zur sozialen Absicherung markt- 
wirtschaftlicher Wohnungspolitik. Es dient dem 
Zweck, angemessenes und familiengerechtes Woh- 
nen zu ermöglichen und zu sichern. Es kann diese 
Aufgabe nur dann erfüllen, wenn die Wohngeld- 
empfänger bei gleichbleibenden persönlichen Vor- 
aussetzungen von einer gewissen Stetigkeit der 
durch das Wohngeld bewirkten Entlastung ausge- 
hen können. Die einzelnen Novellen zum Wohngeld- 
gesetz hatten deshalb jeweils auch den Zweck, die 
Wohngeldleistungen entsprechend der Preis- und 
Mietenentwicklung zu aktualisieren. Die Novellen 
dienten jedoch nicht nur der Aufrechterhaltung der 
Leistungsfähigkeit des Wohngeldsystems, sondern 
ebenso seiner Fortentwicklung und dem Abbau von 
Verzerrungen. 

Das Wohngeld ist Teil der sozialen Leistungen der 
Solidargemeinschaft. Deren Ausgestaltung und Lei- 
stungsstandards hängen auch von der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung und der Situation der Öf- 
fentlichen Haushalte ab. 


Die verbesserten Möglichkeiten von Mieterhöhun- 
gen haben — soweit heute erkennbar — dazu beige- 
tragen, daß Mietveränderungen im Altbaubestand 
markt- und zeitgerechter durchgesetzt werden kön- 
nen. 

Der Anstieg der Mieten im freifinanzierten Woh- 
nungsneubau betrug im Jahre 1982 4,5%, von Ja- 
nuar bis Oktober 1983 4,1 % (jeweils gegenüber dem 
Vorj ahreszeitraum). 

Der Anstieg der Mieten für Sozialwohnungen lag 
im Berichtszeitraum über dem Anstieg der Mieten 
im freifinanzierten Neubau. Er ist überwiegend auf 
administrative Maßnahmen, wie Zinsanhebungen 
und degressiven Abbau von Aufwendungsdarlehen 
zurückzuführen. Der Abstand zwischen Marktmie- 
ten und Sozialmieten hat sich im Durchschnitt ver- 
ringert. Der Mietvorteil der Sozialwohnungen hat 
im Berichtszeitraum abgenommen. 

Die Entwicklung der administrativ festgelegten So- 
zialmieten hat, trotz der differenzierten Zinsanpas- 
sungsmaßnahmen, in den vergangenen Jahren zu 
kaum noch vertretbaren Mietverzerrungen geführt. 
Nach wie vor bestehen Mietunterschiede zwischen 
verschiedenen Baujahrgängen fort, die in keiner 
Weise durch Wohnwertunterschiede gerechtfertigt 
sind. In neuerer Zeit wurden die Bewilligungsmie- 
ten für die Neubaujahrgänge vergleichsweise nied- 
rig angesetzt. Dies führt dazu, daß das Mietniveau 
der neueren Baujahrgänge systematisch unter de- 
nen der älteren Baujahrgänge liegt. Auch dies ist 
wohnungspolitisch kaum vertretbar. 


7. Tabelle 1 zeigt die langfristige Entwicklung der 
Wohngeldleistungen. Die Anzahl der Wohngeldemp- 
fänger hat bis Mitte der 70er Jahre kontinuierlich 
zugenommen bis auf rd. 1,8 Mio. Haushalte. In der 
2. Hälfte der 70er Jahre war die Anzahl der Wohn- 
geldempfänger dann leicht rückläufig und erreichte 
erst nach der 5. Wohngeldnovelle in den Jahren 
1981 und 1982 wieder den Stand von 1975. Die 
Wohngeldnovellen in den Jahren 1971, 1974, 1978 
und 1981 haben jeweils zunächst zu einer Zunahme 
der Wohngeldempfänger geführt. Ab dem 2. Jahr 
nach den Novellen setzte der Prozeß des Heraus- 
wachsens aus der Förderung ein, so daß die Emp- 
fängerzahlen bis zur nächsten Wohngeldanpassung 
zurückgingen (vgl. Anlage 3). Parallel zu den 
Schwankungen der Empfängerzahlen verlief auch 
die Ausgabenentwicklung (vgl. Anlage 4). Üblicher- 
weise steigen die Wohngeldausgaben nach den No- 
vellen in den ersten beiden Jahren jeweils deutlich 
an, danach gehen sie in der Regel zurück. 

8 . Die 5. Wohngeldnovelle, die zum 1. Januar 1981 
in Kraft trat, hat zu einer deutlichen Erhöhung der 
Wohngeldleistungen von Bund und Ländern ge- 
führt. Im Rahmen der Novelle wurden die Einkom- 
mensgrenzen, die Höchstbeträge für die zuschußfä- 
higen Wohnkosten sowie die Beträge in den Wohn- 
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Wohngeldleistungen von Bund und Ländern 


Tabelle 1 


Jahr 

Gesamt- 

ausgaben 

Empfänger am 

31. Dezember jeden Jahres 

Anteil der Empfänger 
von 

Durchschnittlicher 

monatlicher 

W ohngeldanspruch 

ohne 

einschließlich 

rückwirkender 

Bewilligungen 

Mietzuschuß 

Lastenzuschuß 

Miet- 

zuschuß 

Lasten- 

zuschuß 

Mio. DM 

1 000 

% 

DM 

1965 

147,9 

394,9 


90,2 

9,8 

40,63 

69,91 

1967 

428,9 

691,3 


88,8 

11,2 

44,35 

79,09 


HM 



92,6 

7,4 

45,90 

75,30 

1972 


1 277,8 


93,7 

6,3 



1975 

1 654,5 

1 665,7 

1 849,2 

94,1 

5,9 



1976 


1 585,4 

1 757,2 

94,8 

5,2 



1977 


1 467,0 

1 618,0 

95,4 

4,6 



1978 

1 784,4 

1 548,9 

1 755,0 

93,9 

6,1 

81,65 


1979 

1 848,7 

1 518,3 

1 687,0 

94,3 

5.7 

83,32 



1 829,7 

1 485,7 

1 622,1 

94,7 

5,3 

85,42 

97,42 

1981 

2 415,3 


1 821,5 

92,5 

7,5 



1982 

2 667,8 



93,1 

6,9 


mam 

1983 

2 620=*) 








Geschätzt einschließlich 13 % rückwirkender Bewilligungen 

Die durchschnittlichen Wohngeldansprüche sind nicht mit der Entwicklung der Wohngeldleistungen an einzelne Haushalte 
im Zeitablauf gleichzusetzen, da sich in den Durchschnittsbeträgen auch Verschiebungen im Empfängerkreis widerspiegeln. 
Ansatz im Bundeshaushalt 1983 = 1 310 Mio. DM x 2 (Länderanteil) = 2 620 Mio. DM; der Betrag wird voraussichtlich 
geringfügig überschritten. 


geldtabellen erhöht Besonderes Gewicht wurde auf 
eine verstärkte familienpolitische Ausgestaltung 
der Wohngeldleistungen gelegt, indem die Wohn- 
geldbeträge und die Miethöchstbeträge für Haus- 
halte mit vier und mehr Personen überproportional 
angehoben voirden. Daneben wurde die Lastenbe- 
rechnung für Eigentümerhaushalte vereinfacht. 

Bei voller Wirksamkeit der Novelle im Jahre 1982 
erreichten die Wohngeldausgaben ihren bisherigen 
Höchststand mit rd. 2 670 Mio. DM. 1982 lagen die 
Ausgaben um rd. 840 Mio. DM, d. h. um etwa 46 % 
höher als 1980, dem Jahr vor der Novelle. Damit fiel 
der Ausgabenanstieg um rd. 240 Mio. DM höher aus 
als bei Verabschiedung der Novelle geplant. In die- 
sen Zahlen sind die Einsparungen durch das 
2. Haushaltsstrukturgesetz enthalten, ohne diese 
Korrektur lägen die Mehrausgaben bei rd. 300 Mio. 
DM. Zu den Mehrausgaben trug neben der Novelle 
ein für die Wohngeldempfänger ungünstiges Ver- 
hältnis von Miet- und Einkommensentwicklung bei. 
Bei der Beurteilung der Ausgabenentwicklung ist 
zu berücksichtigen, daß die Wohnkaufkraft der 
Wohngeldempfänger infolge der zwischenzeitlichen 
Mieterhöhungen nicht in gleichem Umfang zuge- 
nommen hat. 

Der überplanmäßige Ausgabenzuwachs vmrde 
durch die Sparmaßnahmen des 2. Haushaltsstruk- 
turgesetzes, das am 1. Januar 1982 in Kraft trat, teil- 
weise korrigiert. Dabei vmrden die pauschalen Ab- 
züge für Personen, die weder Steuern noch Sozial- 
beiträge entrichten, weiter gesenkt sowie die in der 


5. Wohngeldnovelle eingeführte pauschale Lasten- 
berechnung beseitigt (vgl. im einzelnen Nr. 30). 

Im Jahre 1983 werden die Wohngeldausgaben mit 
insgesamt rd. 2,62 Mrd. DM unter dem Niveau des 
Vorjahres bleiben. In diesem Rückgang spiegeln 
sich neben dem üblichen Herauswachseffekt nach 
Novellen die Einsparungen durch das 2. Haushalts- 
strukturgesetz und Haushaltsbegleitgesetz 1983 wi- 
der. Das Haushaltsbegleitgesetz 1983 führt bei 
voller Wirksamkeit zu Einsparungen von jeweils 
150 Mio. DM bei Bund und Ländern, davon sind 
jeweils 60 Mio. DM bereits im Jahre 1983 haushalts- 
wirksam geworden, 

9 . Die Anzahl der Wohngeldempfänger blieb 1982 
mit rd, 1,82 Mio. Haushalten auf dem Niveau von 
1981. Sie lag damit um 10 % höher als 1980. In diesen 
Zahlen sind sogenannte rückwirkende Bewilligun- 
gen enthalten. Die Wohngeldstatistik des Statisti- 
schen Bundesamtes erfaßt die Wohngeldempfänger 
zum 31. Dezember des Jahres. Zum Jahreswechsel 
ist jedoch ein Teil der Wohngeldanträge, deren Be- 
wiUigungszeitraum in das vergangene Jahr reicht, 
nicht abschließend bearbeitet. Durch diese rückwir- 
kenden Bewilligungen erhöhte sich in der Vergan- 
genheit die Anzahl der Wohngeldempfänger um 9 
bis 13 % gegenüber den Ergebnissen der Wohngeld- 
statistik zum 31. Dezember. 

Von den 1,82 Mio. Wohngeldempfängern waren 1982 
rd. 1,69 Mio. Haushalte bzw. 93 % Mietzuschußemp- 
fänger, die übrigen 0,13 Mio. Wohngeldempfänger 
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erhielten einen Lastenzuschuß. Gegenüber 1980 hat 
sich die Anzahl der Mietzuschußempfänger um rd. 
10 % erhöht Damit trugen Mietzuschüsse nach dem 
Wohngeldgesetz bei 11 % aller Mieterhaushalte in 
der Bundesrepublik zu einer Senkung der Wohnko- 
sten bei. 

Von den Eigentümerhaushalten bezogen dagegen 
— wegen der durchschnittlich günstigeren Einkom- 
menssituation — 1982 nur rd. 1 % einen Lastenzu- 
schuß. Die Anzahl der Lastenzuschuß empfänger 
hatte sich 1981 wegen der Einführung der pauscha- 
len Lastenberechnung und der familienfreundli- 
chen Ausgestaltung der Wohngeldnovelle gegen- 
über dem Vorjahr um etwa 60 % auf rund 137 000 
Haushalte erhöht Die pauschale Lastenberechnung 
hat zu ungerechtfertigten Wohngeldleistungen ge- 
führt Ihre Aufhebung im Rahmen des 2. Haushalts- 
strukturgesetzes hat zu der Verminderung der La- 
stenzuschußempfänger 1982 um rd. 9 % gegenüber 
1981 beigetragen. 

Das durchschnittliche Wohngeld lag 1982 bei 109 
DM monatlich. Die Leistungen an Mieterhaushalte 
blieben 1982 mit durchschnittlich 106 DM pro Mo- 
nat fast auf der gleichen Höhe wie im Vorjahr und 
lagen damit um 24 % höher als 1980. Die durch- 
schnittlichen Leistungen an Eigentümerhaushalte 
sind dagegen von 162 DM (1981) auf durchschnitt- 
lich 146 DM (1982) gefallen. Dieser Rückgang ist 
insbesondere auf den Wegfall der pauschalen La- 
stenberechnung zurückzuführen. Der durchschnitt- 
liche Lastenzuschuß war damit immer noch um rd. 
50 % höher als 1980 vor der Wohngeldnovelle. 

1.2. Merkmale der begünstigten Haushalte 

a) Begünstigung von Haushalten unterschiedlicher Größe 

10 . Wohngeld erreicht überwiegend Alleinstehen- 
de. 1982 lebten 60 % der Wohngeldempfänger in Ein- 


Personenhaushalten und lediglich ca. 24 % in Haus- 
halten mit drei und mehr Personen (vgl. Tabelle 2). 
Gut 14 % aller Ein-Personenhaushalte bezogen 1982 
Wohngeld gegenüber nur 3 bis 4 % der Haushalte 
mit zwei bis vier Personen. Bei größeren Haushal- 
ten lag dagegen die Inanspruchnahme von Wohn- 
geld wieder etwas höher. 

In den Haushalten der Wohngeldempfänger leben 
insgesamt rd. 1 Mio. Kinder. Knapp 9 % aller Wohn- 
geldempfänger waren 1982 Alleinerziehende mit 
Kindern unter 16 Jahren. Die Konsequenzen der 
Einschränkungen der Freibeträge für Alleinerzie- 
hende im Rahmen des Haushaltsbegleitgesetzes 
1983 für den Wohngeldbezug von Alleinerziehenden 
sind noch nicht absehbar (vgl. Nr. 37). 46 % der 
Wohngeldempfänger sind Ein-Personen-Rentner- 
haushalte. Hierbei dürfte es sich überwiegend um 
ältere alleinstehende Frauen handeln, die wegen ih- 
rer niedrigen Rente Wohngeld in Anspruch neh- 
men. 

Drei Viertel aller Wohngeldbescheide sind Wieder- 
holungsbewilligungen. Veränderungen in der Zu- 
sammensetzung der begünstigten Haushalte voll- 
ziehen sich daher nicht abrupt, sondern allmählich; 
auch die jeweilige Zielsetzung der Wohngeldnovel- 
len hat sie beeinflußt. 

Üblicherweise wächst ein erheblicher Teil der grö- 
ßeren Haushalte infolge einer Erhöhung der Nomi- 
naleinkommen zwischen den ' Novellen aus dem 
Wohngeld heraus, während die Anzahl der Wohn- 
geldempfänger bei den Ein- und Zwei-Personen- 
haushalten relativ konstant bleibt. Hier erweist sich 
das Wohngeld als eine langfristige stabile Hilfe. 

Entsprechend den familienpolitischen Zielsetzun- 
gen der 5. Wohngeldnovelle hat sich der Empfänger- 
kreis 1981 vor allem bei den größeren Haushalten 
ausgeweitet. Bei den Haushalten mit vier und mehr 
Personen erhöhte sich so die Anzahl der Wohngeld- 


Zahl der Empfänger nach Haushaltsgröße 



Zahl der Empfänger 

Anteil an allen Wohngeldempfängern 

Anteil der 
Wohngeld- 
empfänger an 
allen Haus- 
halten der 
betreffenden 
Haushaltsgröße 
1982^) 

Haushalts- 

größe 

(Personen) 

1977 

1978 

1980 

1981 

1982 

Ver- 

ände- 

rung 

1982 

gegen 

1981 

1977 

1978 

1980 

1981 

1982 


1 000 

% 

1 

948,0 

933,6 

974,0 

976,4 

971,0 

- 0,6 

64,6 

60,3 

65,6 

60,7 

60,3 

13,8 

2 

258,3 

268,6 

248,6 

261,1 

259,2 

- 0,8 

17,6 

17,3 

16,7 

16,2 

16,1 

4,0 

3 

90,7 

117,6 

95,7 

115,2 

120,4 

+ 4,5 

6,2 

7,6 

6,4 

7,2 

7,5 

3,0 

4 

71,9 

109,1 

79,2 

133,3 

137,2 

+ 3,0 

4,9 

7,0 

5,3 

8,3 

8,5 

4,3 

5 

47,6 

64,4 

48,0 

70,2 

70,5 

-h 0,4 

3,2 

4,2 

3,2 

4,4 

4,4 

1 6,9 

6 und mehr 

50,5 

55,5 

40,1 

52,7 

52,6 

- 0,2 

3,4 

3,6 

2,7 

3,3 

3,3 

insgesamt 

1467,0 

1548,9 

1485,7 

1609,0 

1610,9 

+ 0,1 

100 

100 

100 

100 

100 

^ 7,2 


Stichtag jeweils 3 1. Dezember des Jahres, rückwirkende Bewilligungen sind hier nicht erfaßt. 

Anzahl der Haushalte nach Mikrozensus 1982; Anteil der Wohngeldempfänger einschließlich 13 % rückwirkender 
Bewilligungen. 
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empfänger um gut die Hälfte gegenüber 1980. Diese 
überdurchschnittliche Zunahme der Wohngeldemp- 
fänger bei den größeren Haushalten hat jedoch im 
wesentlichen nur die Struktur der Wohngeldemp- 
fänger von 1978, dem Jahr nach der 4. Wohngeldno- 
velle wiederhergestellt, da in der Zwischenzeit vor 
allem größere Haushalte aus dem Wohngeld her- 
ausgewachsen waren. 

1982 ist der Anteil der größeren Haushalte an den 
Wohngeldempfängern geringfügig gestiegen, wäh- 
rend er bisher im 2. Jahr nach Wohngeldnovellen 
bereits rückläufig war. Zwar betrifft der Rückgang 
der Zahl der Lastenzuschußempfänger überwie- 
gend größere Haushalte; diese Haushalte wurden 
jedoch ersetzt durch Arbeitslose, denn Haushalte 
mit vier und mehr Personen mit einem arbeitslosen 
Haushaltsvorstand haben 1982 vermehrt Wohngeld 
in Anspruch genommen. 


11 . Diese Verschiebungen im Empfängerkreis zei- 
gen sich auch bei einer Betrachtung des Wohngeld- 
volumens (vgl. Tabelle 3). Das Wohngeldvolumen 
als Produkt aus Empfängerzahl und jährlichem 
durchschnittlichem Wohngeldanspruch liefert ein 
ungefähres Maß für die Entwicklung der Wohngeld- 
leistungen bei unterschiedlichen Haushaltstypen, 

Infolge der familienfreundlichen Ausgestaltung der 
5. Wohngeldnovelle hatte sich 1981 das Wohngeldvo- 
lumen zugunsten von Haushalten mit vier und 
mehr Personen gut verdoppelt, während es sich bei 
kleineren Haushalten nur um rd. 27 % erhöhte. 1982 
verminderte sich dann das Wohngeldvolumen für 
alle Wohngeldempfänger um etwa 1 %. 

Klammert man die Sonderentwicklung bei den La- 
stenzuschüssen aus und betrachtet allein die Mie- 
ter, erhöhten sich 1982 die Wohngeldleistungen an 
Haushalte mit vier und mehr Personen sogar um 


Tabelle 3 


Wohngeldvolumen nach Haushaltsgröße (geschätzt) 



Wohngeldvolumen 

Haushaltsgröße 

(Personen) 

1977 

1978 

1980 

1981 

1982 

Betrag 

Betrag 

Betrag 

Betrag 

Veränderung 
gegen 1980 

Betrag 

Veränderung 
gegen 1981 


Mio. DM 

% 

Mio. DM 

% 

1 

740 

889 

932 

1 114 

-h 19,6 

1 093 

- 1,9 

2 

253 

325 

316 

419 

+ 32,5 

418 

- 0,1 

3 

121 

174 

157 

247 

+ 57,7 

261 

+ 5,6 

4 

94 

151 

116 

275 

+ 136,6 

277 ^ 

+ 0,8 

5 und mehr 

155 

217 

156 

337 

+ 116,3 

322 

- 4,5 

insgesamt 

1 359 

1 748 

1 674 

2 404 

-h 43,6 

2 385 

- 0,8 


Produkt aus Empfängerzahl einschließlich rückwirkender Bewilligungen und durchschnittlichem Wohngeld pro Jahr. 
Abweichungen im Gesamtvolumen zu Tabelle 6 ergeben sich durch Rundungen. 


Tabelle 4 


Entwicklung des durchschnittlichen Wohngelds nach Haushaltsgröße 



Durchschnittliches monatliches Wohngeld 

Haushaltsgröße 

(Personen) 

1977 

1978 

1980 

1981 

1982 

Betrag 

Betrag 

Betrag 

Betrag 

Veränderung 
gegen 1980 

Betrag 

Veränderung 
gegen 1981 


DM 

% 

DM 

% 

1 

59 

70 

73 

84 

-h 15,1 

83 

- 1,2 

2 

74 

89 

97 

118 

+ 21,6 

119 

- 0,8 

3 

101 

109 

125 

158 

-h 26,4 

160 

+ 1,3 

4 

99 

102 

112 

152 

+ 35,7 

149 

- 2,0 


119 

133 

135 

202 

+ 49,6 

193 

- 4,5 

insgesamt 

70 

83 

86 

110 

+ 27,9 

109 

- 1,0 
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fast 6% gegenüber dem Vorjahr, während das 
Wohngeldvolumen für kleinere Haushalte fast kon- 
stant blieb. 

b) Soziale Stellung der Wohngeldempfänger 

12 . Die Anzahl der Wohngeldempfänger hat sich 
von 1980 auf 1981 erhöht, 1982 blieb sie nahezu kon- 
stant Hinter dieser weitgehenden Konstanz der 
Eckdaten verbergen sich jedoch Strukturverschie- 
bungen, die bei einer Betrachtung der sozialen Stel- 
lung der Wohngeldempfänger sichtbar werden. 

Aufgrund der besonderen Verbesserungen für grö- 
ßere Haushalte hat sich 1981 die Anzahl der Er- 
werbstätigen mit Wohngeldbezug gegenüber 1980 
um knapp die Hälfte auf 305 000 Haushalte erhöht, 
während die Zahl der Nichterwerbstätigen prak- 
tisch konstant war. 1982 waren drei Viertel der 


Wohngeldempfänger Nichterwerbstätige, weitere 
18 % waren Erwerbstätige, die übrigen 7 % waren 
Haushalte mit einem arbeitslosen Haushaltsvor- 
stand (vgl. Tabelle 5). 

Damit entsprach die Verteilung auf Erwerbstätige 
und Nichterwerbstätige in etwa der des Jahres 1978, 
als die 4. Wohngeldnovelle in Kraft getreten war. 

1982 setzte für Haushalte mit relativ kontinuierli- 
cher Einkommensentwicklung der Prozeß des Her- 
auswachsens aus dem Wohngeld ein: bei Erwerbstä- 
tigen und Rentnerhaushalten verminderte sich die 
Anzahl der Wohngeldempfänger gleichmäßig um 
etwa 6 %. Ausgeprägte Zuwachsraten gab es dage- 
gen bei den Haushalten mit ungünstiger Einkom- 
mensentwicklung: die Anzahl der Arbeitslosen mit 
Wohngeld erhöhte sich um die Hälfte, die Anzahl 
der Wohngeldempfänger, die nur von Sozialhilfe le- 
ben, um knapp ein Drittel. 


Tabelle 5 


Soziale Stellung der Wohngeldempfänger 



Zahl der Wohngeldempfänger 

Anteil an allen 
Wohngeldempfängern 

Anteil 

der 

Wohn- 

Beteiligung am 
Erwerbsleben 

1978 

1980 

1981 

1981 

gegen 

1980 

1982 

1982 

gegen 

1981 

1978 

1980 

1981 

1982 

geldem- 
pfänger 
an allen 
Haus- 
halten 
1982^) 


1 000 

% 

1 000 

% 

Erwerbstätige 
insgesamt 

284,6 

207,5 

304,5 

-h 46,8 

287,2 

- 5,7 

18,2 

14,0 

18,9 

17,8 

2,1 

davon 

Arbeiter 

178,7 

132,5 

192,5 

-h 45,3 

186,7 

- 3,0 

11,4 

8,9 

12,0 

11,6 

3,3 

Angestellte 

69,5 

49,7 

69,9 

-h 40,5 

61,5 

- 12,0 

. 4,4 

3,3 

4,3 

3,8 

1,3 

Beamte 

24,7 

15,5 

31,5 

+ 102,9 

29,3 

- 7,2 

1,6 

1,0 

2,0 

1,8 

2,2 

Selbständige 

11,7 

9,8 

10,6 

+ 8,6 

9,8 

- 7,8 

0,7 

0,7 

0,7 

0,6 

0,6 

Nichterwerbstätige 
insgesamt 

1225,8 

1220,9 

1228,9 

+ 0,7 

1209,9 

- 1,5 

79,1 

82,2 

76,4 

75,1 


davon 

Rentner/Pensionäre 

1005,2 

990,7 

999,6 

+ 0,9 

941,9 

- 5,8 

64,9 

66,7 

62,1 

58,5 

12,0 

Sozialhilfe/ICriegs- 
opferfürsorge- 
empfänger 

143, 8^) 

149,9^) 

65,1') 


85,9') 

+ 32,0 

9,3 

10,0 

4,0 

5,3 


Sonstige Nicht- 
erwerbstätige 

76,8 

81,3 

164,3 


182,2 

+ 10,9 

5,0 

5,5 

10,2 

11,3 


Arbeitslose 

38,5 

57,3 

75,6 

+ 31,9 

113,7 

+ 50,5 

2,5 

3,9 

4,7 

7,1 

• 

Wohngeldempfänger 
insgesamt 

1548,9 

1485,7 

1609,0 

+ 8,3 

1610,9 

+ 0,1 

100 

100 

100 

100 

7,2 


Anzahl der Wohngeldempfänger am 31. Dezember des Jahres 
Vom Antragsteller als einziges Einkommen 

’^) Vom Antragsteller und allen Familienmitgliedern als einziges Einkommen. Der Rückgang der Sozialhilfeempfänger unter 
den Wohngeldbeziehern nach 1980 ist überwiegend darauf zurückzuführen, daß ab 1981 Sozialhilfeempfänger nur noch in 
einer engeren Abgrenzung erfaßt werden. 

Anzahl der Haushalte nach Mikrozensus 1982; Anteil der Wohngeldempfänger einschließlich 13 % rückwirkender 
Bewilligungen. 
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13 . Diese Verschiebungen im Empfängerkreis von 
Wohngeld werden auch sichtbar, wenn man das 
Wohngeldvolumen nach Haushaltstypen (vgl. Ta- 
belle 6) differenziert. Die Wohngeldzahlungen an 
Erwerbstätige und Rentner verminderten sich 1982 
um gut 9%, während sie an Arbeitslose, Sozialhil- 
feempfänger und sonstige Nichterwerbstätige um 
knapp 22% Zunahmen. Daran wird die Bedeutung 
des Wohngelds für die Haushalte deutlich, die auf- 
grund der allgemeinen wirtschaftlichen Entwick- 
lung von Einkommenseinbußen betroffen sind. Hier 
erweist sich das Wohngeld als ein wichtiger Be- 
standteil des sozialen Netzes. 

Obwohl die Anzahl der arbeitslosen Wohngeldemp- 
fänger kräftig zugenommen hat, haben Ende 1982 
nur 10 bis 12% aller arbeitslosen Haushaltsvor- 
stände Wohngeld bezogen. 

Diese niedrige Inanspruchnahme überrascht inso- 
fern als Durchschnittsverdiener mit üblichen Mie- 
ten bei Arbeitslosigkeit im Normalfall einen Wohn- 
geldanspruch haben, so lange keine sonstigen Ein- 
kommensbezieher zum Haushalt gehören. Der 
niedrige Anteil der Wohngeldempfänger an den Ar- 
beitslosenhaushalten dürfte darauf zurückzuführen 
sein, daß 

— weitere Einkommensbezieher zum Haushalt ge- 
hören, 

— eine niedrige Miete gezahlt wird oder 


Tabelle 6 


Wohngeld Volumen nach sozialer Stellung 


Beteiligung am 
Erwerbsleben 

Wohngeld- 

volumen 

1982 

Verände- 

rungen 

1981 

1982 

gegen 

1981 


Mio. DM 

% 

Erwerbstätige 
insgesamt 

550 

487 

- 11,4 

davon 

Arbeiter 

356 

324 

- 9,0 

Angestellte 

113 

94 

- 16,6 

Beamte 

53 

44 

- 16,5 

Selbständige 

27 

24 

- 10,9 

Nichterwerbstätige 
insgesamt 

1 704 

1 679 

- 1,5 

davon 

Rentner/Pensionäre . 

1 219 

1 119 

- 8,2 

Sozialhilfe/ 
Kriegsopferfürsorge . 

105 

140 

-h 32,6 

Sonstige Nicht- 
erwerbstätige 

381 

420 

-h 10,2 

Arbeitslose 

150 

214 

-h 42,9 


Produkt aus Empfängerzahl einschließlich rückwirkender 
Bewilligungen und durchschnittlichem Wohngeld pro J ahr. 


— bestehende Wohngeldansprüche nicht genutzt 
werden. 

c) Mehr Wohngeld an Sozialhilfeempfänger 

14 . Insgesamt bezogen Ende 1982 einschließlich 
rückwirkender Bewilligungen ca. 425 000 Haushal- 
te, das sind etwa 10% mehr als im Vorjahr, neben 
Wohngeld Leistungen der Sozialhilfe^). Damit er- 
hielten 1982 ca. 23% der Wohngeldempfänger zu- 
gleich Sozialhilfe. Wegen ihrer niedrigen Einkom- 
men erhielten Sozialhilfeempfänger mit durch- 
schnittlich 136 DM höhere monatliche Wohngeldlei- 
stungen als die übrigen Wohngeldempfänger mit im 
Durchschnitt ca. 101 DM. Die Wohngeldansprüche 
der Sozialhilfeempfänger vermindern in gleicher 
Höhe die Leistungen der Sozialhilfeträger. Bund 
und Länder haben über die Wohngeldleistungen 
1982 die Sozialhilfeträger um insgesamt ca. 700 Mio. 
DM, das sind 13% mehr als im Vorjahr, entlastet. 


d) Einkommenssituation der Wohngeldempfänger 

15 . Das Wohngeld bemißt sich im Einzelfall nach 
der Haushaltsgröße und dem Verhältnis von Wohn- 
kosten zum Familieneinkommen. Das Familienein- 
kommen berechnet sich aus den Bruttoeinnahmen 
des Wohngeldempfängers und der zu seinem Haus- 
halt rechnenden Familienmitglieder, die durch 
Nichtanrechnung bestimmter Einkommensbe- 
standteile, Kinderfreibeträge sowie Freibeträge für 
besondere Personengruppen und pauschale Abzüge 
vermindert werden. Diese Freibeträge sollen beson- 
deren finanziellen Belastungen bei bestimmten 
Personengruppen wie etwa bei Alleinerziehenden 
oder Schwerbehinderten Rechnung tragen. Die Ent- 
wicklung von Einkommen, Wohnkosten und Wohn- 
geld der Wohngeldempfänger 1981 und 1982 ist in 
Tabelle 7 ausgewiesen. 1982 betrugen im Schnitt 
über alle Haushaltsgrößen die Familieneinkommen 
etwa 65% der um die Werbungskosten bereinigten 
Einnahmen. Dieser Anteil reichte von 66% bei den 
1-Personenhaushalten bis zu 53% bei den Haushal- 
ten mit sechs oder mehr Personen. 1982 lagen die 
Familieneinkommen durchschnittlich um 2,5 Pro- 
zentpunkte näher an den bereinigten Einnahmen 
als 1981. 

Das verfügbare Einkommen, d. h. das Einkommen, 
das für den Lebensunterhalt einschließlich der vom 
Wohngeldempfänger zu tragenden Wohnkosten tat- 
sächlich zur Verfügung steht, ist zum Teil deutlich 
höher als das Familieneinkommen. Dies gilt insbe- 
sondere für Nichterwerbstätigen-Haushalte, die we- 
der Steuern noch Sozialversicherungsbeiträge ent- 
richten. 

Ihr Pauschalabzug von ursprünglich 30% wurde 
schrittweise auf 12,5% in 1982 gesenkt (vgl. Nr. 34). 
Im Haushaltsbegleitgesetz 1983 wurde der Pau- 
schalbetrag für Haushalte ohne Abgabenbelastung 


^) Im Unterschied zu Tabelle 5 sind hier auch Haushalte 
berücksichtigt, die noch andere Einkünfte wie beispiels- 
weise Renten, Arbeitslosenunterstützung oder Er- 
werbseinkommen neben der Sozialhilfe erhalten. 
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Tabelle 7 


Einkommen, Wohnkosten und Wohngeld im Durchschnitt 1981 bis 1982 


Haushaltsgröße 

(Personen) 

Bereinigte 

Einnahmen 

Familieneinkommen 

Miete/ 

Belastung 

Wohngeld 

Selbst zu 
tragende 
Wohnkosten 

Betrag 

Anteil 

an bereinigten 
Einnahmen 

DM 

% 

DM 

1981 

1 

915 

579 

63,3 

232 

84 

148 

2 

1 238 

787 

63,6 

316 

118 

198 

3 

1 589 

941 

59,2 

401 

158 

243 

4 

2 366 

1445 

61,1 

487 

152 

335 

5 

2 804 

1 605 

57,2 

541 

175 

366 

6 und mehr 

3 355 

1 739 

51,8 

579 

239 

340 

1982 

1 

918 

607 

66,1 

246 

83 

163 

2 

1 237 

817 

' 66,0 

336 

119 

217 

3 

1 553 

959 

61,8 

427 

160 

267 

4 

2 359 

1479 

62,7 

547 

149 

398 

5 

2 825 

1 656 

58,6 

605 

168 

437 

6 und mehr 

3 436 

1 820 

53,0 

626 

226 

400 


Sämtliche Einnahmen der Wohngeldempfänger abzüglich der Werbungskosten 


auf 6% vermindert (vgl. Nr. 37). Rentner erhalten 
wegen der schrittweisen zunehmenden Selbstbetei- 
ligung an den Kosten ihrer Krankenversicherung 
weiterhin einen Pauschalabzug von 12,5%. 

16 . Nachdem sich die durchschnittlichen bereinig- 
ten Einnahmen^) der Wohngeldempfänger 1981 in- 
folge der Ausweitung des Berechtigtenkreises 
durch die 5. Wohngeldnovelle um 3 bis 5% bei Ein- 
und Zwei-Personen-Haushalten und um etwa 10 bis 
15% bei größeren Haushalten erhöht hatten, blie- 
ben sie 1982 nominal in etwa konstant und sind real 
gesunken. Darin spiegeln sich zwei Entwicklun- 
gen: 

Einerseits sind Haushalte mit Einkommenssteige- 
rungen aus dem Wohngeld herausgewachsen; dage- 
gen haben Haushalte mit relativ ungünstigen Ein- 
kommensverhältnissen vermehrt Wohngeld in An- 
spruch genommen. Dazu zählen vor allem Arbeits- 
lose, die bei gleicher Haushaltsgröße um 20% nied- 
rigere bereinigte Einnahmen als der Durchschnitt 
aller Wohngeldempfänger hatten. Bei konstanter 
Zahl der Wohngeldempfänger wurde daher 1982 wie 
im Vorjahr zwar Wohngeld an Haushalte mit durch- 
schnittlich nominal gleichen Einkommen gezahlt, 
real lagen die Einkommen allerdings niedriger. 

Andererseits haben sich die durchschnittlichen Fa- 
milieneinkommen, d. h. die wohngeldrechtlich maß- 

Unter den bereinigten Einnahmen versteht man sämtli- 
che Einnahmen der Wohngeldempfänger abzüglich der 

Werbungskosten. 


geblichen Einnahmen, 1982 um etwa 4% erhöht, so 
daß sich der Abstand zwischen Familieneinkom- 
men und Bruttoeinnahmen insgesamt etwas ver- 
ringert hat. Dies geht wesentlich auf die zum 1. Ja- 
nuar 1982 im Rahmen des 2. Haushaltsstrukturge- 
setzes beschlossene Senkung der Pauschalabzüge 
für Haushalte, die weder Steuern noch Sozialversi- 
cherungsbeiträge entrichten, zurück (vgl. Nr. 34). 
Außerdem erhöhte sich 1982 der Anteil der Haus- 
halte, die nur die Grundpauschale geltend machen 
können. 

Die durchschnittlichen Mieten/Belastungen der 
Wohngeldempfänger sind 1982 im Schnitt um etwa 
7% gegenüber dem Vorjahr gestiegen, und zwar bei 
größeren Haushalten mehr als bei kleineren. Die 
durchschnittlichen Wohngeldzahlungen blieben je- 
doch praktisch konstant, zum einen, weil ein Teil 
der Miet- bzw. Belastungszunahme jenseits der an- 
rechenbaren Höchstbeträge stattfand, und zum an- 
deren, weil sich die wohngeldrechtlich maßgebli- 
chen Familieneinkommen trotz konstanter Brutto- 
einnahmen etwas erhöht haben. Hier zeigt sich die 
ausgabendämpfende Wirkung des 2. Haushalts- 
strukturgesetzes. Ohne dieses Gesetz hätten Miet- 
steigerungen zu höheren durchschnittlichen Wohn- 
geldzahlungen geführt. 

e) Entlastungswirkung des Wohngelds 

17 . Im Schnitt erhalten die Wohngeldempfänger 
Leistungen in Höhe von einem Drittel ihrer Miete 
bzw. Belastung. 
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Durch das Wohngeld verminderte sich 1982 der An- 
teil der selbstzutragenden Wohnkosten an den 
Bruttoeinnahmen um 6 bis 9 Prozentpunkte. Vor 
der Novelle im Jahre 1980 lag die Entlastungswir- 
kung bei 5 bis 8 Prozentpunkten. Diese Entlastung 
streut aber relativ breit und ist im unteren Einkom- 
mensbereich stärker als im oberen und bei höheren 
Mieten größer als bei niedrigen. 

Bei üblichen Miet-Einkommens-Kombinationen 
ohne besondere Freibeträge ergaben sich 1982 
Mietbelastungsquoten des verfügbaren Einkom- 
mens nach Wohngeld von 18 bis 24% bei Ein- bis 
Zwei-Personen-Haushalten und von 15 bis 20% bei 
größeren Haushalten. Die Mietbelastungen der 
Wohngeldempfänger streuen allerdings breit Ex- 
trem niedrige Mietbelastungen (unter 10%) werden 
dann erreicht, wenn besondere Freibeträge geltend 
gemacht werden oder bestimmte Einkommensbe- 
standteile bei der Wohngeldberechnung nicht be- 
rücksichtigtwerden (vgl. Anlage 5). In den Fällen, in 
denen die Wohnkosten die anrechenbaren Höchst- 
beträge übersteigen, können sich jedoch auch weit- 
aus höhere Mietbelastungen als hier ausgewiesen 
ergeben, weil dann die den Höchstbetrag über- 
schreitenden Wohnkosten voll vom Wohngeldemp- 
fänger getragen werden müssen. 

Die Wohngeldtabellen sind so angelegt, daß sich der 
Anteil der selbst zu tragenden Wohnkosten am ver- 
fügbaren Einkommen bei Mietsteigerungen oder 
Einkommenszuwächsen erhöht. 

Nominelle Einkommenserhöhungen und Mietstei- 
gerungen ohne Wohnwertverbesserungen führen so 
im Zeitablauf zu einem Rückgang der Wohngeldlei- 
stungen. Damit vermindert sich die Entlastungswir- 
kung des Wohngelds und die Mietbelastungsquote 
der Wohngeldempfänger steigt. Dieser Belastungs- 
anstieg beschleunigt sich, sobald ein Großteil der 
Mieten die Höchstbeträge der zuschußfähigen 
Wohnkosten übersteigt. 


f) Vergünstigungen für besondere Personengruppen 

18. Das Wohngeldgesetz sieht besondere Vergün- 
stigungen für bestimmte Personengruppen vor, in- 
dem über die Pauschalabzüge und das Kindergeld 
hinausgehende Freibeträge abgesetzt werden kön- 
nen und einige Einnahmearten bei der Einkom- 
mensbestimmung nicht angerechnet werden. Da- 
durch vermindert sich das maßgebliche Familien- 
einkommen, so daß ein höheres Wohngeld bean- 
sprucht werden kann. Anlage 5 zeigt die Entwick- 
lung der wichtigsten Vergünstigungen von 1980 bis 
1982. 

In rund 140 000 Fällen wurden 1982 Hinterbliebe- 
nengrundrenten von durchschnittlich 431 DM nicht 
angerechnet. Dabei handelt es sich zumeist um 
Wohngeldempfänger mit überdurchschnittlichen 
Gesamteinkünften. Bei diesen Grundrentenemp- 
fängern liegt das Wohngeld im Schnitt um etwa 70 
bis 100 DM höher als beispielsweise bei Rentnern 
mit gleich hohen Rentenansprüchen aus der Sozial- 
versicherung. 


Daneben wurden 1982 bei 620 000 Haushalten, das 
sind 38,5% aller Wohngeldempfänger, Schwerbehin- 
dertenfreibeträge abgesetzt. Seit 1980 hatte sich die 
Zahl der Schwerbehinderten beim Wohngeld um 
etwa 30 % erhöht. Außerdem galten 1982 bei Schwer- 
behinderten mit einer Minderung der Erwerbsfä- 
higkeit über 80% erhöhte Höchstbeträge für Miete 
und Belastung. 


i. 3. Wohnungen der Wohngeldempfänger 

a) Miet- und Eigentümerwohnungen 

19. Von den 1,61 Mio. Wohngeldempfängern am 
31. Dezember 1982 lebten 85% oder rd. 1,4 Mio. in 
Mietwohnungen und lediglich knapp 130 000 oder 
8% in den eigenen vier Wänden. Daneben erhielten 
rd. 110 000 Heimbewohner und sonstige Nutzungs- 
berechtigte von Wohnraum einen Mietzuschuß. 

Die Mieterhaushalte waren zu 98% Hauptmieter, 
Untermietsverhältnisse spielten mit rd. 30 000 Fäl- 
len nur eine untergeordnete Rolle. Rd. 80% der Ei- 
gentümerhaushalte mit Wohngeld wohnten in Ein- 
oder Zwei-Familienhäusern. Eigentumswohnungen 
sind dagegen mit einem Anteil von 7 % der Eigentü- 
merhaushalte mit Wohngeld relativ selten. Die übri- 
gen Eigentümerhaushalte lebten im eigenen Miets- 
haus, in gemischt genutzten Gebäuden oder Ge- 
schäftshäusern oder waren Inhaber eines eigen- 
tumsähnlichen Dauerwohnrechts. 

b) Baujahr und Förderung 

20. Tabelle 8 zeigt die Verteilung der Hauptmieter 
mit Wohngeld auf Wohnungstypen. Danach lebten 
1982 23% der Wohngeldempfänger in Altbauten, 
weitere 33 % in freifinanzierten Neubauwohnungen 
und die übrigen 44 % in öffentlich geförderten Neu- 
bauwohnungen. Im Vergleich zu 1980 hat damit der 
Anteil der Wohngeldempfänger in freifinanzierten 
Neubauwohnungen um 3 Prozentpunkte zugenom- 
men, während der Anteil der Wohngeldempfänger 
in Altbauten und Sozialwohnungen jeweils um 1 bis 
2 Prozentpunkte zurückging. 

Bezogen auf den gesamten Mietwohnungsbestand 
belegten Wohngeldempfänger 1982 12% der Neu- 
bauwohnungen und knapp 7% der Altbauwohnun- 
gen (vgl. Tabelle 9). Der hohe Anteil von Wohngeld- 
empfängern in Neubauwohnungen geht überwie- 
gend auf Mietzuschußempfänger in Sozialwohnun- 
gen zurück. 

Einschließlich rückwirkender Bewilligungen erhiel- 
ten 1982 rd. 670 000 Mieter von Sozialwohnungen 
Wohngeld. Das sind knapp 16% aller Sozialmieter. 
Damit trägt das Wohngeld in erheblichem Umfang 
zu einer zusätzlichen am Einzelfall orientierten 
Verringerung der Wohnkosten im Sozialwohnungs- 
bestand bei. Dies gilt vor allem für die jüngeren 
Baujahrgänge: Ein Fünftel bis ein Viertel der Mie- 
ter von Sozialwohnungen, die nach 1965 bezugsfer- 
tig wurden, nehmen Wohngeld in Anspruch. 

Wohngeld wird dagegen seltener an Mieter von frei- 
finanzierten Neubauwohnungen gezahlt. Rd. 9% al- 
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Tabelle 8 


Verteilung der Hauptmieter mit Wohngeld auf Wohnungstypen und Gemeindegrößenklassen 1982 


Wohnraum 

bezugsfertig 

Bundesgebiet 

Gemeinden von . . . bis unter . . . Einwohnern 

unter 100 000 

100000 bis 500000 

500000 upd mehr 









geworden 

frei- 

Öffentlich 

frei- 

öffentlich 

frei- 

öffentlich 

frei- 

öffentlich 

von . . . bis . . . 

finanziert 

gefördert 

finanziert 

gefördert 

finanziert 

gefördert 

finanziert 

gefördert 


% 

Altbau bis 1948 

23,0 

— 

19,2 

— 

24,6 

— 

27,9 

— 

Neubau 

32,6 

44,4 

45,2 

35,6 

26,3 


16,4 

55,7 

davon 









1948 bis 1965 

16,6 

23,2 


16,5 

15,1 

26,8 


31,5 

1966 bis 1971 

6,6 

9,3 

9,7 

8,6 

4,9 

9,4 

2,8 

10,4 

1972 bis 1977 

6,4 


9,9 

8,1 

4,3 

9,6 

2,2 

10,3 

1978 und später 

2,9 

2,9 

4,6 

2,5 


3,3 


3,5 

insgesamt • 

100 

100 

100 

100 

Zahl der Hauptmieter 









mit Wohngeld in 1 000 . . 

1 342,6 

638,5 

342,8 

361,2 


Stand 31. Dezember 1982 


Tabelle 9 


Anteil der Mietwohnungen von Wohngeldempfängern 
an allen Mietwohnungen^) der nach 
Baualter und Förderung entsprechenden Gruppe 1982 


Wohnraum 

bezugsfertig 

geworden 

insgesamt 

Nicht 

öffentlich 

gefördert 

Öffentlich 

gefördert 

von . . . bis . . . 

% 

Altbauwohnungen . 

6,6 

6,6 

— 

N eubauwohnungen 
davon 

11,7 

8,6 

15,9 

1948 bis 1965 . . . 

10,4 

8,3 

12,7 

1966 bis 1971 . . . 

13,8 

9,5 

20,6 

1972 bis 1977 ... 

15,0 

10,0 

22,9 

1978 und später^) 

9,9 

6,2 

24,3 


Nur Hauptmieter, einschließlich 13 % rückwirkender Be- 
willigungen 

Nach Wohnungsstichprobe 1978 
Geschätzt nach Fertigstellungsstatistik 


1er freifinanzierten Neubaumietwohnungen wurden 
1982 von Wohngeldempfängern bewohnt. Dieser 
Anteil ist in Gemeinden mit weniger als 100 000 
Einwohnern mit 11% deutlich höher als in Groß- 
städten über 500 000 Einwohnern mit knapp 6 %. 
Denn Neubaumieten freifinanzierter Wohnungen 
übersteigen in Großstädten zumeist die Zahlungsfä- 
higkeit der Wohngeldempfänger. 


In Großstädten wird Wohngeld relativ häufig an 
Mieter von Altbauwohnungen gezahlt. In Gemein- 
den mit mehr als 100 000 Einwohnern sind immer- 
hin 7 bis 8% der Altbauwohnungen von Wohngeld- 
empfängern bewohnt. In kleineren Gemeinden er- 
halten dagegen nur 5,5 % der Mieter von Altbauwoh- 
nungen Wohngeld. 


c) Ausstattung 

21 . Die Wohnungen der Wohngeldempfänger sind 
im allgemeinen gut ausgestattet. Über 70% der 
Hauptmieter mit Wohngeld bewohnten 1982 Woh- 
nungen mit Sammelheizung und Bad. Dieser Anteil 
hat sich gegenüber 1980 um ca. 3 Prozentpunkte 
erhöht. 

Schlecht aus ge stattete Wohnungen finden sich im 
wesentlichen in vor 1948 fertiggestellten Altbauten. 
Hier hatte ein Fünftel der von Wohngeldempfän- 
gern bewohnten Wohnungen weder Sammelhei- 
zung noch Bad. Ein weiteres Drittel der Wohnungen 
war nur entweder mit Heizung oder mit Bad ausge- 
stattet. 

Demgegenüber verfügen Wohngeldempfänger im 
Neubau zu 78% über Sammelheizung und Bad (vgl. 
Anlage 6). Dieser Anteil ist bei geförderten und 
nichtgef orderten Wohnungen in etwa gleich hoch. 

d) Wohnflächen 

22 . Tabelle 10 zeigt die durchschnittlichen Wohn- 
flächen der Wohngeldempfänger differenziert nach 
Haushaltsgröße. Nachdem sich die Wohnflächen 
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Tabelle 10 


Durchschnittliche Wohnflächen der Wohngeldempfänger 


Haushaltsgröße 

(Personen) 


Lastenzuschußempfänger 


1977 


1980 


1982 


Mietzuschußempfänger 


1977 


1980 


1982 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 und mehr 


71 

76 

78 

43 

47 

47 

87 

92 

94 

59 

62 

62 

100 

105 


70 

73 

73 

107 

112 

113 

78 

81 

82 

111 

117 

119 

85 

88 

88 

117 

124 

1 

130 

90 

92 

1 94 

126 

134 

j 

98 

99 

101 

105 

109 

52 

55 

58 


insgesamt 


Ohne Haushalte mit Schwerbehinderten mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 80 % und mehr 


der Wohngeldempfänger bis zum Ende der 70er 
Jahre vor allem bei den kleineren Haushalten deut- 
lich erhöht hatten, stagniert die Wohnflächenent- 
wicklung seit 1980. 

Verglichen mit allen Hauptmieterhaushalten ohne 
Wohngeldbezug ist die Wohnflächenversorgung der 
Wohngeldempfänger leicht unterdurchschnittlich. 
Die Wohnflächen der Mietzuschußempfänger stei- 
gen nur relativ langsam mit der Haushaltsgröße. 

Gemessen an den Richtflächen an denen sich die 
geltenden Höchstbeträge für Miete und Belastung 
orientieren, ist die durchschnittliche Wohnflächen- 
versorgung der Haushalte mit ein bis drei Personen 
relativ gut, während Haushalte mit 4 und mehr Per- 
sonen im Schnitt die Normfläche nicht erreichen 
(vgl. Anlage 7). 

Die Größe der Wohnflächen streut allerdings sehr 
stark. Beispielsweise bewohnten bei den Ein-Perso- 
nen-Haushalten in Mietwohnungen jeweils mehr 
als ein Viertel der Haushalte Wohnungen, die um 
25% unter oder über der Richtfläche liegen. Diese 
starke Streuung ist darauf zurückzuführen, daß ein 
großer Teil von alleinstehenden Rentnern in großen 
Wohnungen bleibt und zugleich einige alleinste- 
hende Wohngeldempfänger relativ kleine Apparte- 
ments oder Einzelzimmer bewohnen. 

Die im Vergleich zu den Richtwerten ungünstige 
Wohnflächenversorgung größerer Haushalte zeigt 
sich beispielsweise darin, daß bei den Fünf-Perso- 
nen-Haushalten mit Wohngeld gut 30 % eine Wohn- 
fläche von weniger als 80% der Richtfläche anmie- 
teten, während nur etwa 10% diese Richtgröße um 
mehr als 20% überschritten. Die Wohnflächenver- 
sorgung der Eigenheimer mit Wohngeld war 1982 
über alle Haushaltsgrößen hinweg um etwa 40% 
höher als die von Mietzuschußempfängern. 

Da die Höchstbeträge für Miete und Belastung 
nach der Haushaltsgröße gestaffelt sind, wirken sie 


einer extrem hohen Inanspruchnahme von Wohn- 
flächen bei Wohngeldempfängern entgegen. Verlas- 
sen beispielsweise Kinder den elterlichen Haushalt, 
reduziert sich für die Familie der Höchstbetrag. Bei 
relativ hohen Mieten vermindert sich dann auch die 
anrechenbare Miete, so daß eine Verringerung des 
Wohngelds mittelfristig einen Anreiz schafft, Woh- 
nungsgrößen den veränderten Familienverhältnis- 
sen anzupassen. 

In diesen Fällen übersteigt die Miete zumeist den 
anrechenbaren Höchstbetrag, so daß nicht die 
vollen Wohnkosten der Wohngeldberechnung zu- 
grunde gelegt werden. 

e) Verteilung der Wohngeldempfänger nach Gemeinde- 
grOßen und Ländern 

23 . Die Häufigkeit, mit der 1982 Wohngeld an Mie- 
terhaushalte in unterschiedlichen Gemeindegrößen 
gewährt wurde, unterscheidet sich nicht. Über alle 
Gemeindegrößen hinweg nahmen 10 bis 11% der 
Mieter Wohngeld in Anspruch. 

Knapp die Hälfte aller Mieterhaushalte mit Wohn- 
geld wohnten 1982 in Gemeinden unter 100 000 Ein- 
wohnern, die andere Hälfte verteilte sich in etwa 
gleichmäßig auf Gemeinden bis zu 500 000 Einwoh- 
nern und über 500 000 Einwohnern. Im Gegensatz 
dazu lebten die Lastenzuschußempfänger fast aus- 
schließlich außerhalb von Großstädten. Lediglich 
11% der Eigentümerhaushalte mit Wohngeld wohn- 
ten in Städten mit mehr als 100 000 Einwohnern. 

Eigentümerhaushalte nehmen nur zu etwa 1 % 
Wohngeld in Anspruch. In Gemeinden unter 100 000 
Einwohnern, in denen die Eigentumsquote hoch ist, 
nehmen daher relativ wenige Haushalte Wohngeld 
in Anspruch. 

In den einzelnen Bundesländern war 1982 die Inan- 
spruchnahme von Wohngeld recht unterschiedlich 
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Tabelle 11 


Verteilung der Wohngeldempfänger nach Gemeindegrößenklassen 1982 



Verteilung der Wohngeldempfänger nach Gemeindegröße 

Anteil der Wohn- 
geldempfänger 
an allen 
Haushalten 

1982 

Gemeinden 

von . . . bis unter . . . Einwohnern 

Mietzuschuß- 

empfänger 

Lastenzuschuß- 

empfänger 

Wohngeld- 

empfänger 

insgesamt 




'o 


imterlOOOOO 

49,3 

88,9 

52,0 

6,1 

100 000 bis 500 000 

24,9 

7,3 

23,6 

9,2 

500 000 und mehr 

25,8 

3,8 

24,3 

8,6 

insgesamt 

100 

100 

100 

7,2 


Anzahl der Haushalte nach Mikrozensus 1982; Anteil der Wohngeldempfänger einschließlich 13 % rückwirkender 
Bewilligimgen. 


Tabelle 12 


Verteilung der Wohngeldleistungen auf Bundesländer 


Land 

Ausgaben von Bund und Ländern 

Wohngeldempfänger 1982 

1980 

1981 

1982 

Anteil 
an den 
Gesamt- 
ausgaben 
1982 

ins- 

gesamt 

davon 

Empfänger von 

Anteil der 
Wohngeld- 
empfänger 

Anteil der 
Haupt- 
mieter mit 
Wohngeld 
an allen 
Haupt- 
mieter- 
haus- 
halten^) 

Miet- 

zuschuß 

Lasten- 

zuschuß 

an allen 
Haus- 
halten 

Mio. DM 

% 

1000 

% 

Baden- Württemberg . . 

158,6 

213,8 

223,3 

8,4 

156,0 

94,2 

5,8 

4,8 

7,7 

Bayern 

204,4 

263,2 

325,6 

12,2 

211,7 

92,5 

7,5 

5,3 

7,9 

Berlin 

110,0 

120,0 

126,2 

4,7 

92,2 

99,5 

0,5 

9,8 

9,7 

Bremen 

44,7 

55,8 

62,8 

24 

35,7 

96,2 

3,8 

11,8 

16,6 

Hamburg 

77,7 

93,3 

99,7 

3,7 

61,1 

98,8 

1,2 

8,9 

10,2 

Hessen 

138,2 

176,3 

190,7 

7,i 

116,9 

94,0 

6,0 

6,0 

9,1 

Niedersachsen 

233,7 

324,0 

363,6 

13,6 

199,7 

86,8 

13,2 

7,9 

12,9 

Nordrhein-Westfalen . 

652,8 

874,7 

967,6 

36,3 

546,0 

95,0 

5,0 

8,9 

12,0 

Rheinland-Pfalz 

75,2 

104,5 

111,6 

4,2 

70,4 

90,1 

9,9 

6,2 

11,1 

Saarland 

24,8 

37,3 

39,1 

1,5 

20,4 

85,2 

14,8 

5,5 

10,9 

Schleswig-Holstein . . . 

109,4 

152,5 

157,6 

5,9 

100,8 

87,3 

12,7 

9,9 

16,0 

insgesamt 

1829,7 

2415,3 

2 667,8 

100 

1610,9 

93,1 

6,9 

7,2 

10,5 


Anzahl der Haushalte nach Mikrozensus 1982. Anteil der Wohngeldempfänger einschließlich geschätzter rückwirkender 
Bewilligungen entsprechend den länderweise unterschiedlichen Anteilen für 1981 
Hauptmieterhaushalte nach 1% -Wohnungsstichprobe 1978 


(vgl. Tabelle 12). Bezogen auf alle Haushalte lag sie 
zwischen 5% in Baden-Württemberg und 12% in 
Bremen. Beschränkt man sich auf die Hauptmieter- 
haushalte, erhielten zwischen knapp 8% in Bayern 
und Baden-Württemberg und 16 bis 17% in Schles- 
wig-Holstein und Bremen einen Mietzuschuß. 


1.4 Wohnkosten der Wohngeldempfänger 

a) Entwicklung von Mieten und Belastungen Im Überblick 

24. Anlage 8 zeigt die durchschnittlichen Mieten 
der Wohngeldempfänger nach der Haushaltsgröße. 
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Die durchschnittlichen Mieten der Wohngeldemp- 
fänger betrugen 1982 246 DM bei Ein-Personen- 
Haushalten und 333 DM bei Zwei-Personen-Haus- 
halten. Die monatlichen Belastungen der Eigenhei- 
mer waren um etwa die Hälfte höher als die der 
Mieterhaushalte mit Wohngeld. Insgesamt lagen 
die durchschnittlichen Mieten der Wohngeldemp- 
fänger um etwa 6 % höher als im Vorjahr. Da die 
Wohnflächen der Mieterhaushalte mit Wohngeld 
praktisch konstant geblieben sind, geht dieser Miet- 
anstieg allein auf eine Erhöhung der durchschnittli- 
chen Quadratmetermieten um ebenfalls 6 % zu- 
rück. 

Im Schnitt entrichteten die Hauptmieter mit Wohn- 
geld 1982 eine Miete von 5,33 DM je Quadratmeter 
Wohnfläche. Der Mietanstieg bei den Wohngeld- 
empfängern lag damit wie auch schon 1981 über 
dem Mietindex, der sich 1982 lediglich um 5 % ge- 
genüber dem Vorjahr erhöhte. In der Differenz 
spiegeln sich Verbesserungen in der Wohnungsaus- 
stattung bei den Wohngeldempfängern, denn Miet- 
steigerungen infolge von Modernisierungen werden 
im Mietindex nicht erfaßt. 

b) Verhältnis von Mieten und Höchstbeträgen 

25, Bei den von den Wohngeldempfängern am 
häufigsten bewohnten Wohnungstypen betrugen 
die durchschnittlichen Mieten 1982 90 bis 95 % der 
zuschußfähigen Höchstbeträge und lagen damit um 
etwa 6 Prozentpunkte näher an den Höchstbeträ- 
gen als im Vorjahr. Vor allem in den Baujahrgän- 
gen bis 1965 haben sich für Haushalte mit 1 bis 3 
Personen die Durchschnittsmieten den Höchstbe- 
trägen stark angenähert (vgl. hierzu Anlage 9). 

Ende 1982 entrichteten 31,5 % aller Mieterhaushalte 
mit Wohngeld gegenüber 25,9 % am Ende des Jah- 
res 1981 eine Miete über dem anrechenbaren 
Höchstbetrag. Eigentümerhaushalte hatten bereits 
zu knapp 60 % die zuschußfähigen Belastungsgren- 
zen überschritten. 

Wegen der teilweise großen Wohnflächen gerade 
bei kleineren Haushalten waren die Höchstbeträge 
für Miete und Belastung im Rahmen der 5. Wohn- 
geldnovelle 1981 nur um etwa 10 % angehoben wor- 
den. Dies hat bei diesen Haushalten zu relativ ho- 
hen Überschreiterquoten bereits im 2. Jahr nach 
der Wohngeldnovelle beigetragen. 

Klammert man Haushalte mit Schwerbehinderten 
aus, die 1982 noch erhöhte Miethöchstbeträge gel- 
tend machen konnten, stieg die Häufigkeit der 
Überschreitungen bei den Mietern 1982 auf 38 %. 
Bei diesen Haushalten werden nicht mehr die 
vollen Wohnkosten der Wohngeldberechnung zu- 
grunde gelegt, so daß Mietsteigerungen nicht mehr 
zu höheren Wohngeldleistungen führen und recht 
hohe Belastungsquoten erreicht werden können. 

Bei der Beurteilung der relativ hohen Überschrei- 
terquoten sind allerdings die Wohnflächen der 
Haushalte mit zu berücksichtigen, denn Mieten 
über dem Höchstbetrag können auf hohe Quadrat- 
meterpreise oder große Wohnungen zurückgehen. 


Rd. 70 % der Haushalte mit einer Miete über dem 
Höchstbetrag hatten auch eine Wohnfläche über 
den Richtflächen, die der Höchstbetragstabelle zu- 
grunde liegen. Von diesen Haushalten hätten aller- 
dings auch bei einer in der Fläche angemessenen 
Wohnung noch 45 % wegen einer hohen Quadratme- 
termiete den Miethöchstbetrag überschritten. 

Andererseits hatten 1982 47 % der Haushalte, die 
unter den Richtflächen geblieben sind, eine so hohe 
Quadratmetermiete, daß sie bei Anmieten der 
Richtfläche auch den Höchstbetrag überschritten 
hätten. Hier führen nur niedrige Wohnflächen dazu, 
daß trotz hoher Quadratmetermieten zumeist die 
anrechenbare Miete nicht überschritten wird. 

In Sozialwohnungen bezahlten 1982 rd. 28 % aller 
Hauptmieter bzw. rd. 35 % aller Hauptmieterhaus- 
halte ohne Schwerbehinderte eine Miete über dem 
anrechenbaren Höchstbetrag. Auch hier sind 
Höchstbetragsüberschreitungen nicht allein auf zu 
große Wohnflächen zurückzuführen. Über ein Drit- 
tel aller Sozialmieter mit Wohngeld entrichtet eine 
Quadratmetermiete, die über den der Miethöchst- 
betragstabelle zugrundeliegenden Quadratmeter- 
mieten liegt. 


II. Auswirkungen der 5. Wohngeldnovelle und 
des 2. Haushaltsstrukturgesetzes 


11.1. Änderungen durch die 5. Wohngeldnovelle zum 
1. Januar 1981 

26. Durch die 5. Wohngeldnovelle wurden die Ein- 
kommensgrenzen, die Höchstbeträge für die zu- 
schußfähige Miete und Belastung sowie die Wohn- 
geldbeträge in den Wohngeldtabellen erhöht. 
Ferner wurden die Regelungen über pauschale Ab- 
züge von den Einnahmen (§17 WoGG) geändert. 
Besonderes Gewicht wurde auf eine verstärkte fa- 
milienpolitische Ausgestaltung der Wohngeldlei- 
stungen gelegt und zwar durch eine überproportio- 
nale Anhebung der Wohngeldbeträge in den Wohn- 
geldtabellen und der für Miete und Belastung gel- 
tenden Höchstbeträge für Haushalte mit vier und 
mehr Personen (vgl. Nr. 10 und 11). Zusätzliche Be- 
günstigungen wurden in Form eines Freibetrages 
für Alleinerziehende (§ 15 Abs. 2 WoGG) und eines 
Freibetrages für mitverdienende Kinder (§15 Abs. 3 
WoGG) geschaffen. 

Der Verwaltungsvereinfachung sollten insbeson- 
dere 

— die Sonderregelung für die Lastenberechnung 
(§ 6 Abs. 3 WoGG), 

— die Neuregelung der Grundsätze über die Ein- 
kommen sermittlung (§11 WoGG), 

— die Abgrenzungen der Anwendungsbereiche von 
Wohngeldgesetz und Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz bzw. Unterhaltssicherungsgesetz 
(§ 41 WoGG) und 
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— die Zusammenfassung der allgemeinen Ableh- 
nungsgründe (§ 18 WoGG) 

dienen. 

Schließlich wurde die Antragberechtigung auf alle 
Bewohner von Heimen im Sinne des Heimgesetzes 
ausgedehnt (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 b WoGG). 


11.2. Änderungen durch das 2. Haushaltsstrukturge- 
setz zum 1. Januar 1982 

27. Nach Artikel 20 des 2. Haushaltsstrukturgeset- 
zes wurden zum Abbau von sowohl sachlich wie 
angesichts der Haushaltslage nicht mehr angemes- 
senen Vergünstigungen bei der Wohngeldgewäh- 
rung folgende Änderungen vorgenommen: 

— Aufhebung der pauschalen Lastenberechnung 
nach § 6 Abs. 3 WoGG, 

— Wegfall der Doppelzählung Verstorbener, die 
schwerbehindert waren, nach § 8 Abs. 3 WoGG, 

— Aufhebung einer Vergünstigung (Abstellen auf 
das letzte Kalenderjahr) bei Einnahmen aus 
nicht selbständiger Arbeit in § 11 Abs. 1 Satz 1 
WoGG, 

— Senkung des pauschalen Abzugs von Einnah- 
men für Personen, die weder Steuern noch Bei- 
träge zur Sozialversicherung entrichten, von 15 
auf 12,5 % (§ 17 Abs. 1 Satz 1 WoGG) und für Be- 
zieher bestimmter Lohnersatzleistungen von 20 
auf 12,5 % (Wegfall von § 17 Abs. 2 WoGG a. F.). 


11.3. Auswirkungen der geänderten Vorschriften im 
einzelnen 

28. Das Ziel der 5. Wohngeldnovelle, eine Anpas- 
sung der Leistungen an die gestiegenen Mieten und 
Einkommen sowie eine Besserstellung der Fami- 
lien mit mehreren Kindern und der Alleinerziehen- 
den mit Kindern zu bewirken, wurde nach dem Er- 
gebnis der Wohngeldstatistik (vgl. Nr. 10 und 11) 
und den Berichten der für den Vollzug des Wohn- 
geldrechts zuständigen obersten Landesbehörden 
erreicht. Es kam aber zu erheblichen Wohngeld- 
mehrausgaben von Bund und Ländern, die bei Ver- 
abschiedung der Novelle nicht erwartet worden wa- 
ren (vgl. Nr. 8). Nur begrenzt kam es zu der eben- 
falls angestrebten Verwaltungsvereinfachung. Die 
im Vorbericht (Nr. 26 ff.) in Ansätzen aufgezeigten 
Wirkungen der 5. Wohngeldnovelle haben sich da- 
mit bestätigt. 

a) Antragberechtigung der Bewohner von Heimen im Sinne 
des Heimgesetzes (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 b WoGG) 

29. Durch die 5. Wohngeldnovelle wurde die An- 
tragberechtigung auf Bewohner aller Heime im 
Sinne des Heimgesetzes ausgedehnt. 

Aus mehreren Ländern wird berichtet, daß die Be- 
arbeitung der Wohngeldanträge von Heimbewoh- 
nern einen hohen Verwaltungsauf wand erfordere; 


in vielen Fällen ergebe sich kein oder nur ein gerin- 
ges Wohngeld. 

b) Pauschale Lastenberechnung (§ 6 Abs. 3 WoGG) 

30. Der durch die 5. Wohngeldnovelle eingefügte 
§ 6 Abs. 3 WoGG, demzufolge für die Berechnung 
des Lastenzuschusses im Jahr der Fertigstellung 
oder des Erwerbs und in den sieben folgenden Jah- 
ren statt der im Einzelfall zu ermittelnden tatsächli- 
chen Belastung stets der Höchstbetrag der berück- 
sichtigungsfähigen Belastung zugrunde zu legen 
war, ist durch das 2. Haushaltsstrukturgesetz wie- 
der aufgehoben worden. Nach und nach waren Fall- 
gestaltungen bekannt geworden, die zu unangemes- 
senen Ergebnissen führten. 

Die durch die pauschale Lastenberechnung ange- 
strebte Verwaltungsvereinfachung stand in keinem 
Verhältnis zu vielfach überhöhten Wohngeldlei- 
stungen bei unentgeltlichem Erwerb oder einer aus 
anderem Grunde geringen tatsächlichen Bela- 
stung. 

Deshalb ist die Auszahlung von Lastenzuschüssen 
nach der Streichung des § 6 Abs. 3 WoGG auch spür- 
bar zurückgegangen (vgl. Nr. 9). Die Länder beurtei- 
len die Korrektur übereinstimmend positiv. Für je- 
den Antrag muß aber wieder eine Lastenberech- 
nung durchgeführt werden, woraus sich für die 
Wohngeldstellen in ländlichen Räumen mit einer 
hohen Eigentümerquote besondere Belastungen er- 
geben. 

c) Wegfall der Doppelzählung schwerbehinderter Verstorbe- 
ner (§ 8 Abs. 3 WoGG) 

31. Die Vorschrift des § 8 Abs. 3 Satz 1 WoGG sah 
vor, daß Verstorbene für 24 Monate nach dem Ster- 
bemonat bei Anwendung der Höchstbeträge und 
der Wohngeldtabellen weiter berücksichtigt und, 
wenn sie zu Lebzeiten schwerbehindert mit einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit um wenigstens 
80 % waren, beim Höchstbetrag noch doppelt ge- 
zählt wurden. Diese Doppelzählung ist ab 1. Januar 
1982 entfallen. Der Wegfall hat sich nach den Be- 
richten der Länder nur unwesentlich ausgewirkt 
und hat auch zu keinen sozialen Härten geführt. 

d) Ermittlung des Jahreseinkommens (§11 WoGG) 

32. Die durch die 5. Wohngeldnovelle neugefaßte 
Vorschrift des § 11 WoGG über die Ermittlung des 
für die Wohngeldberechnung maßgebenden Ein- 
kommens ist durch das Subventionsabbaugesetz 
vom 26. Juni 1981 und durch das 2. Haushaltsstruk- 
turgesetz auch auf Grund kritischer Beurteilung 
durch die Länder erneut geändert worden (vgl. 
Nrn. 28 und 35 des Vorberichts). 

Auch die jetzt gültige Fassung des § 11 WoGG wird 
von den Ländern wiederum in Frage gestellt. Es sei 
weder die angestrebte Verwaltungsvereinfachung 
erreicht worden, noch werde auf ein möglichst wirk- 
lichkeitsnahes -Einkommen abgestellt. Die Einkom- 
mensermittlung werde von den Wohngeldstellen als 
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besonders schwierig und arbeitsaufwendig bezeich- 
net, weil häufig die Einnahmen sowohl für die letz- 
ten zwölf Monate vor Antragstellung als auch für 
den Bewilligungszeitraum ermittelt werden müß- 
ten, wenn nicht ohne weiteres erkennbar sei, wel- 
cher Bemessungszeitraum maßgebend ist. Antrag- 
steller seien oftmals nicht in der Lage, die Ein- 
künfte der letzten zwölf Monate kurzfristig lücken- 
los nachzuweisen; das gelte insbesondere bei wech- 
selnden Einnahmen aus verschiedenen Quellen und 
für den großen Kreis der Sozialhilfeempfänger. Oft 
sei Antragstellern schwer verständlich zu machen, 
daß Nachweise für verschiedene Zeiträume erfor- 
derlich sind (vgl. dazu auch Nr. 50). Auch die Ein- 
kommensermittlung bei Selbständigen, insbeson- 
dere bei Land- und Forstwirten, werfe aufgrund der 
häufig vorkommenden steuerrechtlichen Verluste 
nach wie vor Probleme auf. 

e) Familienfreibeträge (§15 Abs. 2 und 3 WoGG) 

33. Durch die 5. Wohngeldnovelle wurde ein Frei- 
betrag für alleinerziehende Antragberechtigte von 
1 200 DM im Jahr für jedes Kind unter 16 Jahren 
(§ 15 Abs. 2 WoGG) sowie ein Freibetrag von 2 400 
DM im Jahr für mitverdienende Kinder, die das 
24. Lebensjahr noch nicht vollendet haben (§ 15 
Abs. 3 WoGG), eingeführt. 

Auch durch diese Leistungsverbesserungen wurde 
das Ziel der Besserstellung der Familien und der 
Alleinerziehenden mit Kindern erreicht. Der Wohn- 
geldanspruch größerer Haushalte stieg dadurch 
überdurchschnittlich. 

f) Änderung pauschaler Abzüge (§ 17 WoGG) 

34. Nach § 17 WoGG wurde für allgemeine, nicht 
der Deckung des Lebensunterhalts dienende Aus- 
gaben, insbesondere für Steuern vom Einkommen 
und Beiträge zur Sozialversicherung oder vergleich- 
barer Beiträge, ein gestaffelter pauschaler Abzug 
(15/22,5/30 %) von den Einnahmen gewährt. Durch 
die 5. Wohngeldnovelle wurde die mittlere Pau- 
schale von 22,5 auf 20 % gesenkt und damit an die 
tatsächliche Belastung der Wohngeldempfänger 
durch Steuern oder Beiträge zur Sozialversiche- 
rung näher herangeführt. Ferner verringerte das 
2. Haushaltsstrukturgesetz die Grundpauschale von 
15 auf 12,5 % und die Pauschale für Bezieher be- 
stimmter Lohnersatzleistungen (insbesondere Ar- 
beitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und Unterhalts- 
geld) von 20 auf gleichfalls 12,5 % (vgl. im einzelnen 
Nr. 30 des Vorberichts). 

Danach stand ab 1. Januar 1982 den Wohngeldemp- 
fängern, die weder Beiträge zur Sozialversicherung 
noch Steuern vom Einkommen entrichten, nur noch 
ein pauschaler Abzug von 12,5% von ihren Einnah- 
men zu. Die Auswirkung dieser insbesondere Rent- 
ner und Arbeitslose treffenden Kürzung hielt sich 
mit 2 bis 3 DM im Monat in Grenzen. Die mit Rück- 
sicht auf die fehlende Belastung durch Steuern vom 
Einkommen und Beiträge zur Sozialversicherung 
vorgenommene stärkere Senkung des pauschalen 
Abzuges von 20 auf 12,5% für Bezieher von Lohner- 


satzleistungen (insbesondere von Arbeitslosengeld, 
Arbeitslosenhilfe und Unterhaltsgeld) traf einen 
Personenkreis, dessen Einkommensentwicklung 
bereits durch Verschlechterung gekennzeichnet ist 
(vgl. Nr. 15). 

g) Wohngeld für Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaften 
(§ 18 Abs. 2 Nr. 2 WoGG i. V. m. § 7 Abs. 3 WoGG) 

35. In § 18 Abs. 2 Nr. 2 WoGG ist festgelegt, daß ein 
Antragberechtigter, dessen Wohnraum von anderen 
Personen als von Familienmitgliedern im Sinne des 
§ 4 WoGG mitbewohnt wird — dazu rechnen auch 
sog. nichteheliche Gemeinschaften — , bei der 
Wohngeldgewährung nicht besser gestellt werden 
darf als ein Antragberechtigter mit einem Familien- 
haushalt entsprechender Größe. 

Diese Regelung bereitet nach Ansicht fast aller 
Länder in der Praxis Schwierigkeiten. Die Feststel- 
lung, ob tatsächlich eine Wohn- und Wirtschaftsge- 
meinschaft besteht, wird als nicht einfach bezeich- 
net. Vergleichsberechnungen für Antragberechtig- 
te, einmal unter Ausschluß von Nichtfamilienmit- 
gliedern und hierauf unter Einbeziehung dieser 
Dritten in entsprechender Anwendung der Vor- 
schriften für einen Familienhaushalt, werden als 
besonders zeit- und arbeitsaufwendig angesehen. 

h) Regelungen für Wehrpflichtige und Auszubildende 
(§ 41 WoGG) 

36. Die neue Regelung des §41 WoGG wird als 
eine klare Abgrenzung der Wohngeldleistungen von 
Leistungen der Ausbildungsförderung und der Un- 
terhaltssicherung für Wehrpflichtige angesehen 
(vgl. Nrn. 33 und 34 des Vorberichts). 

Die Länder bestätigen noch einmal, daß sich die 
Neuregelung bewährt und den Verwaltungsauf- 
wand erheblich herabgesetzt hat. 


III. Erste Auswirkungen des Haushaltsbegleit- 
gesetzes 1983 


III.1. Änderungen zum 1. März und 1. Juli 1983 

37. Als Beitrag zur Konsolidierung der öffentli- 
chen Haushalte und zur Bereinigung der unerwar- 
teten Wohngeldmehrausgaben wurden im Rahmen 
des Gesetzes zur Wiederbelebung der Wirtschaft 
und Beschäftigung und zur Entlastung des Bundes- 
haushalts (Haushaltsbegleitgesetz 1983) Einschrän- 
kungen beim Wohngeld von je 100 Mio. DM schon 
im Durchschnitt der Jahre 1983 und 1984 vorgese- 
hen. Deshalb wurden weitere Vergünstigungen für 
bestimmte Personengruppen abgebaut: 

— Wegfall der Doppelzählung Schwerbehinderter 
mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 
wenigstens 80% im Rahmen der Höchstbeträge 
für die zuschußfähige Miete und Belastung (bis- 
her § 8 Abs. 2 WoGG), 
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— Gewährung des Freibetrages für Alleinerzie- 
hende nur noch an erwerbstätige oder auszubil- 
dende Alleinerziehende, die nicht nur kurzfristig 
vom Haushalt abwesend sind, und nur für Kin- 
der unter zwölf Jahren (§15 Abs. 2 WoGG), 

— Wegfall des Freibetrages von 2 400 DM für mit- 
verdienende Kinder (bisher § 15 Abs. 3 WoGG), 

— Wegfall des Freibetrages von 1 500 DM für 
Schwerbehinderte mit einer Minderung der Er- 
werbsfähigkeit um weniger als 80% (bisheriger 
Satz 1 von § 16 Abs. 3), 

— Systemumstellung und weitere Absenkung von 
drei pauschalen Abzügen (12,5/20/30%) auf vier 
pauschale Abzüge (6/12,5/20/30%) nach §17 
WoGG, 

— Ausschluß Antragberechtigter, die Ausbildungs- 
förderung lediglich als Darlehen erhalten, vom 
Wohngeld (§ 41 Abs. 3 Satz 2 WoGG), 

— Wegfall monatlicher Wohngeldbeträge unter 
20 DM, die bisher nach den Anlagen 1 bis 7 zum 
WoGG zugestanden haben. 

Diese Gesetzesänderungen wurden im wesentli- 
chen zum 1. März 1983 wirksam. Nur die Umstel- 
lung der pauschalen Abzüge nach § 17 WoGG trat 
zum 1. Juli 1983 in Kraft, zeitgleich mit dem Einset- 
zen der Selbstbeteiligung der Rentner an den Ko- 
sten ihrer Krankenversicherung. 


III.2. Erste Auswirkungen der Änderungen 

38. Aus den Berichten der Länder, die zunächst 
nur Tendenzen wiedergeben können, geht hervor, 
daß nach den Einschätzungen der Wohngeldstellen 
die vorgenommenen Änderungen einen großen Teil 
der Wohngeldempfänger betreffen. Es komme zu 
einer deutlich gestiegenen Zahl von Ablehnungen 
und zu niedrigeren Wohngeldleistungen. Bei Kumu- 
lierung von Leistungsbeschränkungen ergäben sich 
wesentliche Senkungen der monatlichen Zahlbeträ- 
ge bis zum Wegfall des Wohngeldes. Infolgedessen 
zeichne sich schon jetzt ab, daß die durch die Ände- 
rungen beabsichtigten Einsparungen zu erwarten 
seien. 

39. Deutliche Auswirkungen zeige die Streichung 
der Doppelzählung Schwerbehinderter mit einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit um wenigstens 
80% (§8 Abs. 2 WoGG); sie führe zu einer erhebli- 
chen Verringerung des Wohngeldes insbesondere 
dann, wenn diese Einschränkung und ein Wegfall 
des Freibetrages für Schwerbehinderte mit einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit von weniger als 
80% bei anderen Familienmitgliedern Zusammen- 
treffen. Träfen diese Streichungen dann noch mit 
der gleichzeitigen Streichung der Bagatellbeträge 

^(unter 20 DM) zusammen, führe dies bis zu völliger 
Einbuße des Wohngeldanspruches. 

Die weitgehende Zurücknahme der erst mit der 
5. Wohngeldnovelle eingeführten Familienfreibeträ- 
ge (§ 15 Abs. 2 und Abs. 3 WoGG) habe in Einzelfäl- 


len zu Härten geführt, insbesondere bei Alleinerzie- 
henden mit behinderten Kindern und bei großen 
Haushalten mit Kindern in Berufsausbildung. 

Die vorgenommenen Änderungen haben insofern 
einen höheren Verwaltungsaufwand zur Folge, als 
die Widersprüche — so berichten z. B. Berlin und 
Bremen — seit dem 1. März 1983 deutlich zugenom- 
men haben. 

Die ab l.Juli 1983 in Kraft getretene Neufassung 
des § 17 WoGG mit der Aufgliederung des pauscha- 
len Abzuges in nunmehr vier Stufen hat nach den 
Länderberichten zumindest vorübergehend eine Er- 
höhung des Zeitaufwandes für Information und Be- 
ratung zur Folge. 

Die Neufassung des § 41 WoGG, die auch die Emp- 
fänger von BAföG- Darlehen vom Wohngeldbezug 
ausschließt, hat sich arbeitsvereinfachend ausge- 
wirkt und wird insgesamt positiv bewertet. 

Betroffen vom Wegfall der Kleinbeträge von unter 
20 DM sind nach dem Bericht von Rheinland-Pfalz 
insbesondere die Heimbewohner, die zugleich über- 
wiegend Sozialhilfeempfänger sind. Während nach 
bisherigem Recht in vielen Fällen noch ein geringer 
Wohngeldbetrag zur Auszahlung kam, fällt dieser 
nunmehr auch weg. Dennoch sind die Kostenträger 
(Sozialhilfebehörden) vielfach nicht geneigt, von ei- 
ner vorsorglichen Antragstellung Abstand zu neh- 
men. 


40. In Hessen hat eine Untersuchung der Arbeits- 
ergebnisse von 10 der 68 Wohngeldstellen in Fällen, 
in denen über Wohngeldanträge bis zum 28. Fe- 
bruar 1983 nach altem Recht und ab 1. März 1983 
nach neuem Recht entschieden worden ist, zu fol- 
gendem Ergebnis geführt (vgl. Tabelle 13): 


Tabelle 13 


Wohngeldkürzungen durch das 
Haushaltsbegleitgesetz 1983 in Hessen 

(bei zehn Wohngeldstellen) 


Wohngeldkürzung von 
mehr als ... bis .. . DM 

Fälle 


Anzahl 

7 

3 

Wohngeldbewilligungen 
ohne Kürzung 

2 842 

68,5 


mit Kürzung 

1 308 

31,5 


davon: 

bis 20 

493 

11,9] 

[23,7 

20 bis 40 

491 

11, 8\ 

40 bis 60 

226 

5,4 


60 bis 80 

56 

1,4 


80 bis 100 

18 

0,4 

^ 2,4 

über 100 

24 

0,6, 


insgesamt . . . 

4150 

100 
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Das Ergebnis zeigt, daß sich die Zahl der von den 
Sparmaßnahmen betroffenen Wohngeldempfänger 
zwar in Grenzen hält, in einzelnen Fällen — offen- 
bar auch durch das Zusammentreffen verschie- 
dener Änderungen — aber höhere Wohngeldkür- 
zungen eintraten. 

Im Rahmen einer Sonderauswertung hat sich für 
Nordrhein-Westfalen ergeben, daß nahezu jeder 
zehnte Haushalt, der im Dezember 1982 Wohngeld 
erhielt, unter gleichen Voraussetzungen bei Anwen- 
dung des ab 1. März 1983 geltenden geänderten 
Wohngeldrechts einen ablehnenden Bescheid erhal- 
ten hätte. Diesen Einsparungen stehen jedoch in 
steigendem Umfang Mehrausgaben durch eine zu- 
nehmende Zahl von Wohngeldempfängern, insbe- 
sondere aus dem Personenkreis der Arbeitslosen 
und Sozialhilfeempfänger, gegenüber. 

Bei den für Hessen und Nordrhein-Westfalen wie- 
dergegebenen Auswirkungen der Änderungen des 
WoGG ist die erst am 1. Juli 1983 in Kraft getretene 
Neuregelung der pauschalen Abzüge nach § 17 
WoGG noch nicht berücksichtigt. 


IV. Geschäftslage und Verwaltungsaufwand bei 
der Durchführung des WoGG 

IV.1. Durchführung des WoGG 

41. Im Berichtszeitraum (Januar 1982 bis Dezem- 
ber 1983) wurden Änderungen des WoGG mit Wir- 
kung zum 1. Januar 1981, 1. Juli 1981, 1. Januar 1982, 
1. März 1983 und 1. Juli 1983 wirksam. Die mit jeder 
Gesetzesänderung verbundene Zunahme der Rück- 
fragen und Beschwerden der Wohngeldempfänger 
hat die Wohngeldstellen nach den Berichten der 
Länder wie auch der Stellungnahme der Bundes- 
vereinigung der kommunalen Spitzenverbände 
spürbar belastet. Längere Bearbeitungszeiten wa- 
ren die Folge; der normale Arbeitsablauf war ge- 
stört. 

Bei vielen Anträgen, über die im Zeitpunkt des In- 
krafttretens von geänderten Vorschriften noch 
nicht entschieden war, war gemäß der Überlei- 
tungsvorschrift des §40 WoGG jeweils bis zu die- 
sem Zeitpunkt noch altes Recht und nach diesem 
Zeitpunkt neues Recht anzuwenden. Der Erlaß von 
Teil-Bescheiden für rechtlich unterschiedlich zu be- 
handelnde Abschnitte des Regelbewilligungszeit- 
raums von zwölf Monaten machte vermehrt Ermitt- 
lungen und die Anforderung weiterer Nachweise er- 
forderlich und führte zu aufwendigerer Beratung 
der Wohngeldbewerber. Unabhängig von den 
Rechtsänderungen führte auch die Verschlechte- 
rung der Lage auf dem Arbeitsmarkt zur Zunahme 
der Wohngeldanträge und damit zu einer verstärk- 
ten Belastung der Wohngeldstellen. 

42. Der Bundesrechnungshof hat auf der Grund- 
lage von Angaben der Landesrechnungshöfe, der 
Rechnungsprüfungsämter und der Vorprüf stellen 
erneut (vgl. Vorbericht Nr. 36) zum Teil hohe Feh- 
lerquoten bei Wohngeldprüfungen festgestellt (vgl. 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes, BT- 


Drucksache 10/574, S. 78 ff.). Die Fehlerquoten wa- 
ren in den einzelnen Ländern unterschiedlich hoch. 
Die Fehler ergaben sich vor allem bei der Ermitt- 
lung des Einkommens, der Berücksichtigung von 
Freibeträgen, der Überleitung der Wohngeldansprü- 
che auf Sozialhilfeträger, beim Ansatz der wohn- 
geldfähigen Miete vor allem bei Heimbewohnern, 
bei der Feststellung der Zeitpunkte des Beginns 
und des Wegfalls des Wohngeldanspruchs, der Er- 
mittlung des pauschalen Abzugs nach § 17 WoGG 
und bei der Bestimmung der Bezugsfertigkeit des 
Wohnraums. Die Fehler sind nach übereinstimmen- 
der Auffassung der Rechnungshöfe überwiegend 
durch Mängel in der Bearbeitung und nicht auf- 
grund unklarer Rechtsvorschriften aufgetreten. Die 
Mängel dürften auf unzureichende Schulung und 
auf die Fluktuation der Sachbearbeiter in den 
Wohngeldstellen zurückzuführen sein. 

Auf Bitten des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau haben die Länder dazu 
Stellung genommen. Nach ihrer Ansicht müsse bei 
den festgestellten Fehlerquoten, die sie auch als 
recht hoch ansehen, berücksichtigt werden, daß sie 
sich einmal nur auf die geprüften Fälle und nicht 
auf die Gesamtzahl der Bewilligungen beziehen 
und zum anderen auch Wohngeldfälle mit bestimm- 
ter Fallgestaltung für die Prüfung ausgewählt wer- 
den. Teilweise sei auch die Auswahl der geprüften 
Wohngeldstellen nicht zufällig. Auch sei in Rech- 
nung zu stellen, daß bei fünf Änderungen des Wohn- 
geldgesetzes innerhalb von zwei Jahren eine ge- 
wisse Überforderung der Sachbearbeiter nicht zu 
vermeiden sei. Hinzu komme die Einführung des 
Sozialgesetzbuches mit seinen zahlreichen Bestim- 
mungen und andere Rechts änderungen nicht uner- 
heblichen Umfanges (z. B. die Neuregelung der 
Krankenversicherung der Rentner). Trotz intensi- 
ver Bemühungen um fachliche Weiterbildung der 
Sachbearbeiter (Dienstbesprechungen, schriftliche 
Unterrichtung, Fortbildungslehrgänge) konnte des- 
halb nur bedingt eine Eindämmung der Fehler- 
quote erreicht werden. Mangelnde Aufstiegsmög- 
lichkeiten seien ursächlich für die von den Rech- 
nungshöfen festgestellte häufige Fluktuation der 
Wohngeldsachbearbeiter. Abhilfe sei angesichts der 
Enge der finanziellen Möglichkeiten kaum möglich. 
Insgesamt werde man in dem Bemühen nicht nach- 
lassen, Fehlerquellen möglichst zu vermeiden. 


IV.2. Geschäftslage bei den Wohngeldstellen 

IV.2.1. Umfang der Antragsbearbeitung 

43. Über die Entwicklung der Bearbeitungsfälle 
bis zum Jahre 1982 nach Antragsarten und Ableh- 
nungen gibt die folgende Tabelle 14 Aufschluß. 

Die Zahl der erledigten Bearbeitungsfälle ist von 
1978 (2,882 Mio.) bis 1980 auf einen seit Jahren nicht 
verzeichneten Tiefstand, nämlich auf 2,562 Mio. 
Fälle gesunken (vgl. Vorbericht 1979 Nr. 35 und Vor- 
bericht 1981 Nr. 38). Von 1980 bis 1982 stieg die Zahl 
der erledigten Bearbeitungsfälle dagegen auf einen 
bisher ebenfalls noch nicht erreichten Höchststand 
von 3,229 Mio. Fällen. Die Zunahme bis zum Jahre 
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Tabelle 14 


Bearbeitungsfälle der Bewilligungsstellen für Wohngeld 



Wohngeld insgesamt 

Mietzuschuß 

Lastenzuschuß 

Gegenstand der Nachweisung 

1980 

1981 

1982 

1980 

1981 

1982 

1980 

1981 

1982 


Anzahl 

Erledigte Bearbeitungsfälle 
in 1000 

2562 

2897 

3229 

2396 

2670 

2998 

166 

227 

231 

davon in % 

Erstanträge 

16,2 

18,0 

15,9 

16,2 

17,6 

16,1 

15,8 

23,6 

14,2 

Wiederholungsanträge . . . 

60,0 

59,5 

- 61,3 

60,5 

60,1 

61,3 

52,1 

52,4 

61,2 

Erhöhungsanträge 

1,8 

2,4 

1,9 

1,9 

2,4 

1,9 

1,3 

2,5 

1,6 

Berichtigungen 

3,7 

3,9 

3,2 

3,8 

3,9 

3,2 

3,1 

3,7 

3,1 

Aufhebungen, 
Rückforderungen 

5,0 

4,0 

4,3 

5,3 

4,3 

4,5 1 

1,4 

0,9 

1,3 

Versagungen, Ablehnungen 

13,3 

12,1 

13,3 

12,3 

11,6 

12,9 i 

26,4 

16,9 

18,5 


1982 muß als Folge der Leistungsverbesserungen 
der zum 1. Januar 1981 in Kraft getretenen 5. Wohn- 
geldnovelle gewertet werden. Sie führte zu einer 
Erhöhung der Zahl der Erstanträge (insbesondere 
auf Gewährung von Lastenzuschüssen) sowie der 
Erhöhungsanträge. In einer großen Anzahl von Fäl- 
len mußte über Wohngeldanträge nach unterschied- 
lichen Rechtsvorschriften entschieden werden, was 
zu Mehrfachbescheiden je Wohngeldantragsfall 
führte. Auch die Ausdehnung der Antragberechti- 
gung auf alle Bewohner von Heimen führte zu stei- 
genden Fallzahlen. 

44 . Das Verhältnis zwischen Erstanträgen und 
Wiederholungsanträgen ist in den Jahren seit 1979 
(vgl. Vorbericht Nr. 39) bis 1982 im wesentlichen 
konstant geblieben. Allerdings ist jeweils in den 
Jahren des Wirksamwerdens der 4. und 5. Wohn- 
geldnovelle (1978 und 1981) eine leichte Zunahme 
der Erstanträge zu verzeichnen, der jeweils eine 
leichte Abnahme der Wiederholungsanträge gegen- 
übersteht. Diese Entwicklung zeigt sich beim Miet- 
zuschuß und Lastenzuschuß gleichermaßen. Die 
Anzahl der Erstanträge und der Wiederholungsan- 
träge (einschließlich der Erhöhungsanträge) an den 
Wohngeldbewilligungen steht 1982 im Verhältnis 
1 zu 4. Daraus folgt — wie auch schon in den Vorbe- 
richten ausdrücklich festgestellt wurde — , daß das 
Wohngeld überwiegend eine Leistung zur dauerhaf- 
ten Sicherung des Wohnens ist. 


IV.2.2. Verwaltungsaufwand'') 

45 . Die finanziellen Aufwendungen für die Durch- 
führung des Wohngeldgesetzes setzen sich zusam- 
men aus den Personalkosten, den Sachausgaben 
und den Ausgaben für die elektronische Datenver- 


^) Vgl. hierzu Anlagen 11 bis 13 


arbeitung. Der für das Wohngeld als subjektive 
Hilfe notwendige Verwaltungsauf wand hat sich im 
Jahre 1982 gegenüber 1980 um etwa 25 Mio. DM (rd. 
14%) auf 203,7 Mio. DM erhöht, wobei die Zahl der 
erledigten Bearbeitungsfälle um rund 26% angestie- 
gen ist (vgl. vorstehende Tabelle 14 und Tabelle 11 
des Vorberichts). 

Der Verwaltungsaufwand je Wohngeldbescheid ist 
von 1980 bis 1982 von durchschnittlich 69,72 DM auf 
63,10 DM (vgl. Anlage 13) zurückgegangen. Da die 
Zahl der Wohngeldempfänger von 1980 bis 1982 um 
10% (vgl. Nr. 7), die Zahl der Bescheide mit 26% 
jedoch erheblich stärker angestiegen ist, gehen die 
Länder davon aus, daß in einer größeren Anzahl 
von Fällen auf einen Wohngeldantrag mehrere Teil- 
bescheide ergangen sind (vgl. Nr. 41). Mehrere Teil- 
bescheide für rechtlich unterschiedlich zu behan- 
delnde Abschnitte des Regelbewilligungszeitraums 
von zwölf Monaten verursachen aber einen geringe- 
ren anteiligen Verwaltungsaufwand je Wohngeldbe- 
scheid als nur ein Bescheid für zusammen zwölf 
Monate. 

Das Verhältnis von Verwaltungsaufwand und aus- 
gezahltem Wohngeld hat sich erneut günstiger ge- 
staltet. Der Anteil der Verwaltungskosten an den 
Wohngeldausgaben ist von 10,3% (1977) über 9,8% 
(1980) auf 7,6% (1982) gesunken. Das beruht vor 
allem auf dem Anstieg der Wohngeldleistungen auf 
Grund der 4. Wohngeldnovelle (ab 1978) und der 
5. Wohngeldnovelle (ab 1981). 

Die Länder weisen darauf hin, von welch schwieri- 
gen Zusammenhängen bei einer Wertung des ermit- 
telten Verwaltungsaufwandes, insbesondere im 
Vergleich zu Vorjahren, auszugehen ist. Sie erhe- 
ben erneut Bedenken gegen die Ermittlung des Ver- 
waltungsaufwandes, weil durch die Erhebung selbst 
ein besonderer Verwaltungsaufwand verursacht 
wird und die z. T. auch auf Schätzungen beruhen- 
den Daten nur begrenzte Aussagekraft haben. 
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V. Wohngeld und Sozialgesetzbuch 

46. Am 1. Januar 1981 wurden die Kapitel „Verwal- 
tungsverfahren“ und „Schutz der Sozialdaten“ des 
Zehnten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB X) 
geltendes Recht. Das dritte Kapitel über die „Zu- 
sammenarbeit der Leistungsträger und ihre Bezie- 
hungen zu Dritten“ trat am 1. Juli 1983 in Kraft (Ge- 
setz vom 4. November 1982, BGBL I S. 1450). 

Mit der Neuordnung der Zusammenarbeit der Lei- 
stungsträger und ihrer Beziehungen zu Dritten 
liegt nunmehr der letzte, grundsätzlich für alle So- 
zialleistungsbereiche geltende Teil des SGB vor. 

Von Bedeutung für die Durchführung des Wohn- 
geldgesetzes ist die in den §§102 bis 114 SGBX 
getroffene Regelung der Erstattungsansprüche der 
Leistungsträger untereinander. Durch §‘ 104 SGB X 
wurde die zum l.Juli 1983 weggefallene Möglich- 
keit der Überleitung von Wohngeldansprüchen auf 
Sozialhilfeträger sowie Träger der Kriegsopferfür- 
sorge (§ 90 Bundessozialhilfegesetz, § 27 g Bundes- 
versorgungsgesetz ersetzt. 

Anwendungsprobleme im Zusammenhang mit der 
neuen Regelung des § 104 SGB X haben sich bei der 
Zusammenarbeit der Wohngeldbehörden mit den 
Trägern der Sozialhilfe/Kriegsopferfürsorge erge- 
ben. Diese Probleme werden sich erheblich durch 
eine auf Vorschlag des Bundesrats vorgesehene Än- 
derung des § 91a Bundessozialhilfegesetz und § 27 i 
des Bundesversorgungsgesetzes verringern, die im 
Haushaltsbegleitgesetz 1984 erfolgt. Danach wer- 
den erstattungsberechtigte Träger der Sozialhilfe 
und Kriegsopferfürsorge die Feststellung des im 
Einzelfall zustehenden Wohngeldes selbst betreiben 
sowie Rechtsmittel einlegen können. 


VI. Stellungnahme zu Prüfungsempfehlungen 
des Bundestagsausschusses für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau vom 15. De- 
zember 1982 und zu einem Vorschlag des 
Bundesrates 

47. Der Bundestagsausschuß für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau hat am 15. Dezember 1982 
folgende Beschlußempfehlung zum Wohngeld- 
und Mietenbericht 1981 ausgesprochen: 

„Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Es wird daran festgehalten, daß das Wohngeld 
einen unverzichtbaren Bestandteil der Woh- 
nungspolitik darstellt und in angemessener 
Weise an die Mietenentwicklung anzupassen 
ist. 

2. Die Bundesregierung wird gebeten, unter Einbe- 
ziehung der Stellungnahme des Deutschen Städ- 
tetages erneut zu prüfen, ob die Bewilligung von 


1) Jeweils in der bis 30. Juni 1983 geltenden Fassung. 

2) BT-Drucksache 9/2355, Seite 3; vom Plenum des Bun- 
destages wegen der vorzeitigen Beendigung der Legis- 
laturperiode nicht mehr behandelt. 


Wohngeld an Bezieher von Sozialhilfe sowie von 
Leistungen der Kriegsopferfürsorge in verfas- 
sungsrechtlich zulässiger Weise vereinfacht 
werden kann und gegebenenfalls eine entspre- 
chende Änderung des Wohngeldgesetzes vorzu- 
schlagen. 

3. Die Bundesregierung wird ferner um Prüfung 
gebeten, ob die Bemessung der zuschußfähigen 
Höchstbeträge für Miete und Belastung 

a) nach bisher drei Gemeindegrößenklassen 
beibehalten werden soll oder ob für Groß- 
städte mit über einer Million Einwohnern 
eine weitere Größenklasse geschaffen wer- 
den soll sowie 

b) ob statt dessen eine Differenzierung nach der 
tatsächlichen Wohnkostenbelastung der 
Wohngeldbezieher auch unabhängig von der 
Gemeindegröße, insbesondere bei Nachbar- 
orten von Großstädten, vorgenommen wer- 
den kann. 

Die Bundesregierung wird gebeten, zu diesem 
Fragenkomplex möglichst bald zu berichten.“ 

48. Ferner hat der Bundesrat in seiner Stellung- 
nahme zum Entwurf des Haushaltsbegleitgesetzes 
1983 die Bundesregierung gebeten, „§ 11 des Wohn- 
geldgesetzes bei nächster Gelegenheit dahin zu än- 
dern, daß der Wohngeldberechnung in der Regel die 
im Bewilligungszeitraum zu erwartenden Einnah- 
men zugrunde zu legen sind“. Die Bundesregierung 
hat eine Prüfung der vorgeschlagenen Regelung im 
Zusammenhang mit der nächsten Anpassung der 
Wohngeldleistungen zugesagt ^). 

VI. 1. Umstellung des Systems zuschußfähiger Höchst- 
beträge 

49. Die vom Bundestagsausschuß für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau erbetene Prüfung 
hat bisher ergeben, daß die Staffelung der wohn- 
geldrechtlich zuschußfähigen Höchstbeträge für 
Miete und Belastung nach Gemeindegrößenklassen 
dem tatsächlichen örtlichen Mietenniveau der 
Wohngeldempfänger nur unvollkommen Rechnung 
trägt. 

Eine zusätzliche Gemeindegrößenklasse für Groß- 
städte mit über einer Million Einwohnern sollte 
deshalb nicht eingeführt werden. 

Der geltenden Regelung liegt die Vorstellung zu- 
grunde, daß im Bundesdurchschnitt größere Ge- 
meinden auch ein höheres Mietenniveau haben. Die 
tatsächlichen Mieten der Wohngeldempfänger stei- 
gen jedoch nur relativ wenig mit der Gemeindegrö- 
ße. Mieten vergleichbarer Wohnungen waren 1982 
in Städten mit 100 000 bis unter 500 000 Einwohnern 
im Durchschnitt lediglich um etwa 12% teurer als in 
Gemeinden mit weniger als 100 000 Einwohnern. In 
Großstädten mit mehr als 500 000 Einwohnern la- 
gen die Mieten nochmals um rd. 2 Prozentpunkte 
höher. Dementsprechend steigen auch die derzeit 


1) BT-Drucksache 9/2140, Seite 1301 
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Tabelle 15 


Regionales Mietenniveau von Wohnraum der Wohngeldempfänger (Hauptmieter) 


Gemeinden von ... bis unter . . . Einwohnern 

Abweichung des regionalen Mietenniveaus der 
Wohngeldempfänger vom Bundesdurchschnitt 

Minimum 

Maximum 


% 

unter 100 000 

- 35 (Kr. Schwandorf) 

-H 39 (Garmisch-Parten- 
kirchen) 

100 000 bis 500 000 

- 7 (Paderborn) 

-H 22 (Kiel) 

500 000 und mehr 

- 6 (Berlin/West) 

-H 26 (München) 


maßgebenden Höchstbeträge für Miete und Bela- 
stung nur verhältnismäßig wenig mit den Gemein- 
degrößenklassen an. 

Bei einer Untersuchung, an der die Statistischen 
Landesämter und Rechenzentren der Länder mit- 
gewirkt haben, wurde das Mietenniveau der Wohn- 
geldempfänger (nur Hauptmieter) im Jahre 1982 er- 
mittelt 

— für jede Gemeinde mit mindestens 20 000 Ein- 
wohnern und 

— für jeden Kreis (ohne Gemeinden mit minde- 
stens 20 000 Einwohnern). 

Hierbei wurde eine Spanne der Abweichungen re- 
gionaler Mieten vom Bundesdurchschnitt der Mie- 
ten aller Wohngeldempfänger (nur Hauptmieter) 
von über ± 30% festgestellt Nach den bisherigen 
Gemeindegrößenklassen gegliedert, ergeben sich 
folgende Spannen (vgl. Tabelle 15). 

Nach Gemeindegröße gegliederte Beispiele von 
Städten mit unterschiedlichem Mietenniveau sind 
in Anlage 10 aufgeführt. 

Die Bundesregierung prüft unter Beteiligung der 
Länder, ob die nächste Anpassung der Höchstbe- 
träge an die Entwicklung der Mieten mit einer Sy- 
stemumstellung verbunden werden soll und die 
Höchstbeträge statt nach Gemeindegrößen nach 
dem regionalen Mietenniveau differenziert wer- 
den. 


VI.2. Neuregelung der Einkommensermittlung 

50. Gemäß der Anregung des Bundesrates ist ein 
erster Vorschlag für einen neuen § 11 WoGG (Er- 


mittlung des Jahreseinkommens), der grundsätzlich 
auf die im Bewilligungszeitraum zu erwartenden 
Einnahmen abstellt, formuliert worden. Die Ergeb- 
nisse eines bei einer größeren Anzahl von Wohn- 
geldbehörden in mehreren Ländern durchgeführten 
Praxistestes werden insoweit übereinstimmend be- 
urteilt, als eine wesentliche Verringerung des Ver- 
waltungsaufwandes namentlich bei der Einkom- 
mensermittlung von Sozialhilfeempfängern und Ar- 
beitslosen festgestellt worden ist. Die Bundesregie- 
rung prüft, ob das WoGG bei nächster Gelegenheit 
entsprechend geändert werden soll. 

VI.3. Vereinfachte Wohngeldgewährung an Bezieher 
von Sozialhilfe und Kriegsopferfürsorge 

51. Die Grundzüge mehrerer denkbarer Lösungs- 
modelle sind inzwischen mit dem Bundesminister 
der Justiz erörtert worden. Danach wäre eine Pau- 
schalierung der Wohngeldzahlungen an Bezieher 
von Sozialhilfe und Kriegsopferfürsorge in der 
Form der Hilfe zum Lebensunterhalt grundsätzlich 
verfassungsrechtlich zulässig. Bei der Entwicklung 
eines derartigen Pauschalsystems sind jedoch noch 
weitere, insbesondere auch verwaltungspraktische 
und Probleme einer Fortschreibung von pauschalen 
Wohngeldleistungen zu lösen, die in Zusammenar- 
beit mit den Ländern Untersucht werden sollen. 

Hierfür ist im Dezember 1983 die Bildung einer 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe beschlossen worden. 
Es wird auch daran gedacht, etwa im Wege eines 
Forschungsauftrages des Bundesministeriums für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau die gegen- 
wärtige Zusammenarbeit zwischen Sozialhilfebe- 
hörden und Wohngeldstellen vor Ort mit dem Ziel 
zu untersuchen, vorbildliche Verfahrensweisen zu 
ermitteln und zur Nachahmung zu empfehlen. 
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Teil B: Mietenbericht 


I. Zum Berichtszeitraum 

52. In diesem Bericht wird die Entwicklung der 
Wohnungsmieten in den Jahren 1982 und 1983 (bis 
Oktober) dargestellt. In den Berichtszeitraum fallen 
mietenpolitisch bedeutsame Entscheidungen. Sie 
betreffen einerseits die mietrechtlichen Rahmenbe- 
dingungen für den Altbauwohnungsbestand und 
den Bestand freifinanzierter Neubauwohnungen, 
andererseits Anhebungen der Zinsen für öffentliche 
Baudarlehen im älteren Sozialwohnungsbestand. 
Während die Zinsanhebungsmaßnahmen im älte- 
ren Sozialwohnungsbestand (vgl Nr. 61) bereits ab 
Anfang 1982 auf die Mietenentwicklung haben ein- 
wirken können, gelten die rechtlichen Veränderun- 
gen im Bereich des nicht preisgebundenen Woh- 
nungsbestandes (vgl. Nr. 59) erst ab 1. Januar 1983. 

Der Mietenbericht 1983 beschreibt damit auch eine 
Zeit der wohnungspolitischen Neuorientierung. In- 
wieweit die von einer stärkeren Liberalisierung des 
Wohnungsmarktes und des Mietrechts geprägten 
Maßnahmen zu einem märktgerechten Mietgefüge 
geführt haben, kann zum Zeitpunkt des Abschlus- 
ses des Berichts (Oktober 1983) noch nicht abschlie- 
ßend und hinreichend beurteilt werden. Verände- 
rungen in den mietrechtlichen Rahmenbedingun- 
gen setzen sich immer erst in längeren Zeitab- 
schnitten in vollem Umfang auf dem Wohnungs- 
markt durch. ^ 


II. Wohnungsmarkt und Mietenentwicklung 

53. Der Wohnungsmarkt war im Berichtszeitraum 
u. a. von folgenden Tatsachen geprägt: 

— Bei qualitativer und mengenmäßiger Verbesse- 
rung der Wohnungsversorgung war in einigen 
Regionen, insbesondere in Großstädten, die 


Nachfrage nach preisgünstigem Mietwohnungs- 
raum immer noch größer als das entsprechende 
Angebot. 

— Gleichzeitig vermehrten sich 1983 Informatio- 
nen über leerstehende Mietwohnungen neuerer 
Baujahrgänge mit vergleichsweise hohen Mie- 
ten. 

— Der Neubau an Wohnungen ist im Berichtszeit- 
raum weiter zurückgegangen (vgl. Tabelle 16). 
Die Entlastungseffekte, die üblicherweise vom 
Neubau auf den Mietwohnungsmarkt ausgehen, 
haben sich im Berichtszeitraum abgeschwächt. 
Einer stärker sinkenden Anzahl von fertigge- 
stellten Ein- und Zweifamilienhäusern stand ein 
vermehrter Zugang von Wohnungen in Mehrfa- 
milienhäusern gegenüber. Der größere Teil der 
neu auf den Markt gekommenen großstädti- 
schen Wohnungen entfiel auf das Angebot an 
Bauherrenmodell-Wohnungen. 

— Der Wohnungsbestandsmarkt war weiterhin ge- 
kennzeichnet durch hohe Modernisierungsakti- 
vitäten. Wenngleich keine offiziellen Statistiken 
über die Umwandlung von Miet- in Eigentums- 
wohnungen vorliegen, deuten viele Einzelinfor- 
mationen darauf hin, daß der Erwerb von Wohn- 
eigentum insbesondere aus dem Bestand nicht 
öffentlich geförderter Wohnungen quantitativ 
bedeutsam ist. 

— Die „Wohnkaufkraft“, gemessen an den realen 
Einkommen der Haushalte, hat 1981/1982 sta- 
gniert. Zum Teil mußten reale Einkomme nsver- 
luste hingenommen werden. Die unbefriedi- 
gende Lage auf dem Arbeitsmarkt hat die Nach- 
frage nach Wohnungsbauleistungen abge- 
schwächt. Dafür waren Wohnungen des älteren, 
nicht modernisierten, preisgünstigen Bestandes 
verstärkt gefragt. 


Tabelle 16 


Entwicklung der Fertigstellungen ab 1976 


Jahr 

Fertiggestellte Wohnungen in neuerrichteten Wohngebäuden 

insgesamt 

davon in 

— 

IFH 

— 

2FH 

3 und mehr FH 

1976 

361829 

132930 

74912 

153987 

1977 

378607 

152354 

74208 

152045 

1978 

340078 

162598 

76934 

100546 

1979 

333191 

157391 

78700 

97100 

1980 . 

363094 

160347 

88720 

114027 

1981 1 

337968 

129729 1 

90318 

117921 

1982 

315336 

101558 

87400 

126378 

Januar bis September 1983 

102445 

25267 

23904 

53274 
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— Bedingt durch Wanderungen und regional unter- 
schiedliche Entwicklungen der Anzahl der 
Haushalte ist die Nachfrage nach Wohnraum in 
einzelnen Regionen, trotz des dort knappen An- 
gebots, überdurchschnittlich gestiegen, während 
in anderen Regionen ausgeglichene Wohnungs- 
märkte vorherrschen. 

54 . Die Entwicklung des Mietenindex mit seinen 
Teilkomponenten kann Auswirkungen derartiger 
Veränderungen auf den Wohnungsmärkten nur be- 
grenzt „abbilden“, denn 

— regional unterschiedliche Situationen auf den 
Wohnungsmärkten können mit dem Index nicht 
erfaßt werden. 

— Knappheitssituationen auf dem Wohnungs- 
markt schlagen sich erst mit Zeitverzögerung im 
Mietenindex nieder. Sie äußern sich zuerst in 
höheren Mieten bei Neuvermietung oder Erst- 
vermietung. Der Mietenindex ist dagegen natur- 
gemäß stark „bestandsorientiert“. 

— der Mietenindex informiert über die Mietenent- 
wicklung, kann jedoch keine Aussagen darüber 
machen, ob und in welchem Umfang sich bei 
veränderter Einkommensentwicklung die Miet- 
belastung der Haushalte verändert hat. 


III. Mietenpolitik in der soziaien Marktwirtschaft 

55 . Bereits im Wohngeld- und Mietenbericht 1981 
wurde auf die Notwendigkeit hingewiesen, die län- 
gerfristigen Ertragsaussichten im freifinanzierten 
Mietwohnungsbau zu verbessern (vgl. Nr. 63 des 
Vorberichts). Die seinerzeit angekündigten ersten 
Schritte zur Stärkung marktwirtschaftlicher Ele- 
rnente im Mietwohnungsmarkt wurden von Bun- 
desregierung und dem Deutschen Bundestag aufge- 
griffen und mit weiteren, die Marktorientierung 
verstärkenden Akzenten in das „Gesetz zur Erhö- 
hung des Angebots an Mietwohnungen“ (BGBl. I 
S. 1912 ff.) übernommen. 

Die Bundesregierung hat sich bei ihrer Mietenpoli- 
tik von folgenden Grundsätzen und Tatsachen lei- 
ten lassen: 

Notwendig ist es, dem Charakter der Wohnung so- 
wohl als „Sozialgut“ als auch als „Wirtschaftsgut“ 
Rechnung zu tragen. 

Der Schutz vor ungerechtfertigter Kündigung und 
vor willkürlicher Mietpreiserhöhung gehört zum 
Kern des sozialen Mietrechts. Sind die Schutzbe- 
stimmungen jedoch so überzogen, daß auch hier- 
durch die Investitionsbereitschaft der Mietwoh- 
nungsinvestoren erlahmt, dann kehrt sich ein kurz- 
fristiger Vorteil der Mieter in einen längerfristigen 
Nachteil um: Am Mietwohnungsmarkt entstehen 
Knappheitssituationen, deren negative Auswirkun- 
gen vor allem die Mieter zu tragen haben. 

Auf Dauer können diese Nachteile nicht durch hohe 
staatliche Subventionen korrigiert werden. 


Aufgabe der Wohnungspolitik ist es deshalb, mit 
ihren Rahmensetzungen einen Interessenausgleich 
zwischen Mietern und Vermietern zu ermöglichen. 
Sie kann weder zulassen, daß die rechtlichen Posi- 
tionen der Mieter gegenüber den Vermietern ein 
Übergewicht gewinnen, noch kann sie zulassen, daß 
die rechtliche Stellung der Vermieter dominiert. 

Der Interessenausgleich zwischen Vermietern und 
Mietern findet dabei im Rahmen des Mietrechts 
konkret auf dem Wohnungsmarkt statt. Hier treffen 
sich Angebot und Nachfrage. Mieter haben eine um 
so stärkere Position, je höher das Angebot an Miet- 
wohnungen ist. Ihre Position verschlechtert sich, 
wenn das Angebot an Mietwohnungen schrumpft. 
Vermieter haben im Rahmen des Mietrechts eine 
um so stärkere Position, je höher die Nachfrage 
nach Wohnungen ist Ihre Position verschlechtert 
sich bei einem Überangebot an Wohnungen. Dies ist 
mit der Aussage gemeint, ein großes Wohnungsan- 
gebot sei der beste Mieterschutz. 

Marktgemäße Mieten führen zu einem marktge- 
rechten Investitionsverhalten. Jeder Versuch, die 
Mieten durch gesetzliche Regelungen niedrig zu 
halten, verschärft die Probleme der Mieter auf mitt- 
lere Sicht. 


IV. Wohnungsmieten und Preisindex für die Le- 
benshaitung^) 

56 . Von 1976 bis 1981 stieg der Preisindex für die 
Lebenshaltung von 100 auf 123,9 und der Index der 
Mietenentwicklung auf 120,4 (vgl. Tabelle 17). Der 
Abstand zwischen dem Preisindex für die Lebens- 
haltung und dem Mietenindex betrug damit im Jahr 

1981 3,5 Indexpunkte. Dieser Abstand ist im Jahr 

1982 auf 4,1 Indexpunkte angestiegen. Diese Ent- 
wicklung zeigt, daß in den vergangenen Jahren glo- 
bal eine leichte Tendenz des Absinkens der realen 
Mieterträge hingenommen werden mußte. Nicht zu- 
letzt diese Tatsache hat dazu beigetragen, daß die 
Investitionsbereitschaft im Mietwohnungsbau er- 
lahmte. Im Verlauf des Jahres 1983 (Oktober) hat 
sich der Abstand zwischen Mieten (134,5) und allge- 
meinen Lebenshaltungskosten (135,4) auf 0,9 Index- 
punkte verringert. Die Veränderung der mietrecht- 
lichen Rahmenbedingungen (vgl. Nr. 59) hat zu die- 
ser notwendigen Korrektur beigetragen. Es kann 
aber auch nicht übersehen werden, daß konjunktur- 
bedingt und als Folge einer konsequenten Stabili- 
tätspolitik von Bundesregierung und Bundesbank 
der Anstieg der Lebenshaltungskosten in den er- 
sten Monaten des Jahres 1983 auf 3,1% gegenüber 
dem Vorjahresniveau (5,3%) begrenzt werden konn- 
te. 

Im gleichen Zeitraum stiegen die Mieten zwar um 
5,5% gegenüber dem Vorjahr und damit schneller 
als die allgemeinen Lebenshaltungskosten. Es muß 
aber gleichzeitig zur Kenntnis genommen werden, 


^) Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haus- 
halte. Im folgenden kurz: „Preisindex für die Lebenshal- 
tung“. 
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Mietenindex und Preisindex für die Lebenshaltung 

(Basis 1976 = 100) 



Preisindex für die Lebenshaltung 

Mietenindex 

Jahr 

1976 = 100 

Steigerung gegenüber 
Vorjahr in % 

1976 = 100 

Steigerung gegenüber 
Vorjahr in % 

1976 

100 

4,3 

100 

4,9 

1977 

103,7 

3,7 

103,4 

3,4 

1978 

106,5 

2,7 

106,4 

2,9 

1979 

110,9 

4,1 

109,8 

3,2 

1980 

117,0 

5,5 

115,4 

5,1 

1981 1 

123,9 

5,9 1 

120,4 

4,3 

1982 

130,5 

5,3 

126,4 

5,0 

Januar bis Oktober 1983 i 

134,1 

3,1 

132,7 

5,5 

Oktober 1983 

135,4 

2,6 

134,5 

5,0 


Quelle: Fachserie 17, Reihe 7, ,, Preise und Preisindizes für die Lebenshaltung“, Herausgeber: Statistisches Bundesamt, 

Wiesbaden 


daß der stärkere Anstieg der Mieten lediglich einen 
teilweisen Ausgleich der ab 1979 real gesunkenen 
Mieterträge der Vorjahre bewirkt hat, der sich — 
neben anderen gesamtwirtschaftlichen Komponen- 
ten — mittelfristig auf das Investitionsklima insge- 
samt positiv auswirken kann. Vergleicht man die 
Steigerung des Mietenindex in den ersten zehn Mo- 
naten des Jahres 1983 (-1-5,5%) mit der des Vorjah- 
res ( + 4,9%), muß festgestellt werden, daß die Posi- 
tionen, die in den ersten Monaten des Jahres 1983 
gegen das neue Mietrecht eingenommen wurden, 
weitgehend durch die Tatsachen widerlegt worden 
sind. 


V. Wohnungsmieten und Mietnebenkosten 

57 . Der Mietenindex zeigt die Entwicklung der 
Bruttokaltmiete auf. Die Brutto kaltmiete enthält 
auch kommunale Gebühren, die auf die Mieter um- 
gelegt werden. Der Anteil der kommunalen Gebüh- 
ren an der Bruttokaltmiete liegt etwa bei 10 bis 
15%. Die Mietenentwicklung wird also auch von der 
Entwicklung der kommunalen Gebühren mit beein- 
flußt. Einzelne kommunale Gebühren sind im Be- 
richtszeitraum z. T. erheblich stärker angestiegen 
als die Bruttokaltmieten insgesamt (vgl. Tabel- 
le 18). 


Entwicklung der kommunalen Gebühren 

(Basis 1976 = 100) 


Tabelle 18 



Wassertarif 

Abwasserbeseitigung 

Müllabfuhr^) 

Straßenreinigung 

Jahr 

Index 

Ver- 

änderung 

gg- 

Vorjahr 

in% 

Index 

Ver- 

änderung 

gg- 

Vorjahr 
in % 

Index 

Ver- 

änderung 

gg- 

Vorjahr 

in% 

Index 

Ver- 

änderung 

gg- 

Vorjahr 

in% 

1976 

100 


100 


100 


100 


1977 

103,0 

3,0 

108,1 

8,1 

105,0 

5,0 

103,8 

3,8 

1978 

105,8 

2,7 

114,6 

6,0 

108,9 

3,7 

105,5 

1,6 

1979 

109,2 

3,2 

118,2 

3,1 j 

111,9 

2,8 

107,4 

1,8 

1980 

114,5 

4,9 

129,1 

9,2 

118,2 

5,6 

114,1 

6,2 

1981 

121,2 

5,9 

140,5 

8,8 

123,6 

4,6 

123,5 

8,2 

1982 

129,7 

7,0 

153,2 

9,0 

132,4 

7,1 

131,3 

6,3 

1983^) 

133,2 

3,1 

167,1 

9,8 

139,9 

6,0 

133,4 

1,9 


Grund- und Arbeitspreis bei einer monatlichen Abnahmemenge von 15 m^ 

Bei einer Abnahme einer kleineren Frischwassermenge 

Für die einmalige wöchentliche Leerung einer ortsüblichen Tonne nüt einem kleineren Inhalt 

Für einen Meter Straßenfront oder eine andere Bezugseinheit bei zweimaliger Reinigung in der Woche 

Januar bis August 

Quelle: Fachserie 17, Reihe 7, ,, Preise und Preisindizes für die Lebenshaltung“, Herausgeber: Statistisches- Bundesamt, 
Wiesbaden. 
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VI. Mietenentwicklung auf Teilmärkten des 
Wohnungsmarktes 

VI.1. Überblick 

58. Der Mietenindex setzt sich aus verschiedenen 
Komponenten zusammen, die jeweils unterschiedli- 
che Teile des Wohnungsmarktes erfassen. 

Der Mietenindex für Altbauwohnungen beschreibt 
die Mietenentwicklung für Wohnungen, die bis 1948 
fertiggestellt wurden (Altbaumieten). 

Beim Mietenindex für Wohnungen, die nach 1948 
fertiggestellt wurden (Neubaumieten), wird zwi- 
schen freifinanziertem Wohnungsbau und sozialem 
Wohnungsbau differenziert. 


Im Folgenden wird die Entwicklung der einzelnen 
Komponenten jeweils für den Zeitraum 1981/82 so- 
wie für das Jahr 1983 gesondert dargestellt (vgl. 
Abbildung 1). 

In den Jahren 1981 und 1982 verlief die Entwicklung 
der einzelnen Mietenindizes — auf unterschiedli- 
chem Indexniveau — gleichgerichtet zur Entwick- 
lung des Index der Lebenshaltung. 

Gemessen an Indexwerten mit dem Basisjahr 1976 
= 100 

— haben sich die Mieten für Altbauwohnungen 
etwa parallel zu den Kosten der Lebenshaltung 
entwickelt, 

— wurde bei den Mieten im sozialen Wohnungsbau 
der Abstand zwischen dem Teilindex „Mieten 


Abbildung 1 

Preisindex für die Lebenshaitung aller privaten Haushalte und der Wohnungsmieten (in Monatswerten) 

Basis: 1976 = 100 
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für Sozialwohnungen“ und dem Index der Le- 
benshaltung bis Ende 1982 abgebaut, 

— ist bei den Mieten im freifinanzierten Woh- 
nungsneubau dieser Abstand gewachsen. 

Im Jahr 1983 hat sich, im Vergleich zu der günsti- 
gen Entwicklung der Lebenshaltungskosten, eine 
leichte Verschiebung eingestellt: 

— Der bis September 1983 erreichte Index der Alt- 
baumieten hat ebenso wie der Index der Mieten 
im sozialen Wohnungsbau den Preisindex der 
Lebenshaltung überschritten. 

— Der Abstand zwischen dem Index der Mieten im 
freifinanzierten Neubau und dem der Lebens- 
haltung hat sich leicht verringert. 


VI.2. Mietenentwicklung im nicht preisgebundenen 
Wohnungsbestand 

59. In der Bundesrepublik Deutschland gibt es 
z. Z. rd. 9 Mio. Wohnungen, die keinen gesetzHchen 
Mietpreisbindungen unterworfen sind. Davon sind 
4,6 Mio. Altbauwohnungen und 4,4 Mio. Neubau- 
wohnungen (nach 1948 fertiggestellt). 

Für diesen Wohnungsbestand haben sich im Be- 
richtszeitraum die mietrechtlichen Rahmenbedin- 
gungen durch das Gesetz zur Verbesserung des An- 
gebots an Mietwohnungen (BGBl. I S. 1912 ff.) mit 
Wirkung vom 1. Januar 1983 verändert. 

Die wesentlichen Änderungen betreffen 

— die Aktualisierung der Vergleichsmieten (§ 2 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Miethöhegesetz — MHG) 

— verfahrensmäßige Vereinfachungen bei Mieter- 
höhungsverfahren (§ 2 Abs. 2, 3 und 4 MHG) 

— die Zulassung von Staffelmietvereinbarungen 
(§ 10 Abs. 2 MHG). 

Zusätzlich wurde zum Schutze der Mieter vor 
sprunghaften Mieterhöhungen die Klausel einge- 
führt, daß Mieterhöhungen innerhalb eines Zeitrau- 
mes von drei Jahren die Grenze von 30% nicht über- 
schreiten dürfen (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 MHG). 
Diese Schutzklausel ist in der mietenpolitischen 
Diskussion und in der Praxis der Anwendung des 
neuen Mietrechts häufig irreführend als „Mieterhö- 
hungsklausel“ dargestellt worden. Dies entsprach 
sicher nicht einer richtig verstandenen Mitverant- 
wortung der wohnungswirtschaftlichen Verbände. 

Wie in den vorangegangenen Berichtsperioden 
überschritten die Steigerungen der Mieten für Alt- 
bauwohnungen die für freifinanzierte Neubauwoh- 
nungen, wobei allerdings das Ausgangsniveau der 
Mieten für Altbauwohnungen deutlich niedriger ist. 
Der Abstand der Steigerungsraten hat sich in den 
ersten zehn Monaten des Jahres 1983 merklich ver- 
größert. Diese Entwicklung spiegelt unterschiedli- 
che Situationen auf den beiden Teilmärkten wider. 
Bei stagnierenden Realeinkommen wendet sich die 
Wohnnachfrage tendenziell mehr dem preisgünsti- 
gen Altbaubestand zu. Das dort vergleichsweise 


niedrige Mietenniveau führt dazu, daß bereits klei- 
nere absolute Mietsteigerungen ihren Ausdruck in 
hohen prozentualen Steigerungen finden. 

Der stärkere Anstieg der Altbaumieten ist auch Er- 
gebnis der neuen mietrechtlichen Rahmenbedin- 
gungen. Die verbesserten Möglichkeiten zur Durch- 
setzung von Mieterhöhungen haben — soweit heute 
erkennbar — dazu beigetragen, daß Marktverände- 
rungen im Altbaubestand marktgerechter und zeit- 
gerechter in Preisanpassungen ihren Ausdruck fin- 
den. Der in den vergangenen Jahren auf gestaute 
Mietanpassungsbedarf wird offensichtlich abgebaut 
(vgl. Tabelle 19). 


Tabelle 19 

Entwicklung des Preisindexes 
für die gesamte Lebenshaltung und der Mieten 
(Altbau, freifinanzierter Neubau) 

(Veränderung gegenüber Vorjahr in %) 


Jahr 

Preisindex 
für die 
gesamte 
Lebens- 
haltung 

Mietindex 

Altbau- 

wohnungen 

frei- 

finanzierter 

Wohnungs- 

neubau 

% 

1980 

+ 5,5 

-h 5,6 

-h 4,2 

1981 

+ 5,9 

-F 5,1 

H- 3,8 

1982 

+ 5,3 

+ 5,2 

-h4,5 

Januar bis 




Oktober 1983 . 

-h 3,1 

+ 6,4 

+ 4,1 


Im öffentlichen Bewußtsein wird vielfach eine nach 
Modernisierung einer Wohnung vollzogene Mietan- 
passung mit der allgemeinen Entwicklung der Mie- 
ten, wie sie im Mietenindex abgebildet wird, in Ver-' 
bindung gebracht Der Mietenindex erfaßt grund- 
sätzlich nur die Mietpreisveränderungen bei quali- 
tätskonstanten Wohnungen. Insofern wird die Aus- 
einandersetzung über marktmäßige veränderte 
Mietpreise vielfach überlagert von den Auswirkun- 
gen modernisierungsbedingter Preissteigerungen. 

Die im Vergleich zu den Altbauwohnungen deutlich 
niedrigeren Mietsteigerungen im freifinanzierten 
Wohnungsbau sind Ausdruck sowohl des bereits er- 
reichten hohen Mietniveaus als auch der vermin- 
derten Nachfragedynamik nach neuen Mietwoh- 
nungen. 

60. Der Bundesminister für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau hat eine Untersuchung über 
die Mieten erstmals vermieteter Neubauwohnun- 
gen der Jahrgänge 1981 und 1982 durchgeführt 
Diese auf Großstädte (Gemeinden mit mehr als 
100 000 Einwohnern) bezogene Erhebung zeigt, daß 
im Durchschnitt für erstmals vermietete Wohnun- 
gen eine Bruttokaltmiete von 10,20 DM bezahlt 
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Tabelle 20 


Erstvertragsmieten (1981/82) in Großstädten 


Ortsgrößenklasse 

Netto- 

kalt- 

miete 

Umlagen 

Brutto- 

kalt- 

miete 



DM/m^ 


Städte mit 500000 Ein- 
wohnern u. m 

10,20 

0,90 

11,10 

Umgebung der Städte mit 
500000 Einwohnern u. m. 

9,40 

0,80 

10,20 

Städte mit 100 000 bis 
5 00 000 Einwohnern .... 

8,50 

0,90 

9,40 

Umgebung der Städte mit 
100 000 bis 500000 Ein- 
wohnern 

7,40 

0,50 

7,90 

insgesamt 

9,40 

0,80 

10,20 


Quelle: Mieten bei Erstvermietungen, Infra test Wirtschafts- 
forschung GmbH, München, August 1982 


wurde. Mit steigender Einwohnerzahl der Gemein- 
den steigen diese Erstvertragsmieten. Für Ham- 
burg und München wurden durchschnittlich Mieten 
von über 12 DM ermittelt (vgl. Tabelle 20). 


VI.3. Mietenentwicklung im Sozialwohnungsbestand 

61 . Im Sozialwohnungsbestand mit rd. 4,8 Mio. 
Wohnungen richtet sich die Mietenentwicklung 
nach der Entwicklung der Kosten, berechnet nach 
der II. Berechnungsverordnung. Neben der laufen- 
den Einbeziehung neuester und damit relativ teurer 
Sozialwohnungen und der Entwicklung der Be- 
triebskosten in die Mietpreiserhebung führt auch 
,der vorprogrammierte Subventionsabbau aufgrund 
des seit 1970 praktizierten Einsatzes degressiver 
Aufwendungshilfen zu einem permanenten Anstieg 
der Sozialmieten. Dazu kommt in größeren Zeitab- 
ständen der Einfluß von Anpassungen der Kosten- 
pauschalen im Rahmen der Berechnungsverord- 
nung und von Zinsanhebungen bei den öffentlichen 
Baudarlehen im älteren Sozialwohnungsbestand. 
Weniger die Marktentwicklung bestimmt hier den 
Mietenverlauf als überwiegend administrierte Maß- 
nahmen. 

Die in der Fördermethodik begründeten Probleme 
im Sozialwohnungsbestand sind im Berichtszeit- 
raum noch mehr als bisher in Erscheinung getre- 
ten. Diese Probleme betreffen 

— die Mietverzerrungen zwischen verschiedenen 
Förderungsj ahrgängen, 


— die Mietverzerrungen zwischen älteren und von 
vornherein gut ausgestatteten und erst später 
modernisierten Sozialwohnungen der 50er und 
60er Jahre, 

— die Mietverzerrungen durch Wohnwertunter- 
schiede (Lage, Bauform), 

— die sehr unterschiedlichen Abstände zu den Ver- 
gleichsmieten des freien Wohnungsmarktes, 

— die Fehlsubventionierung von Haushalten, die 
zwar beim Einzug in eine Mietsozialwohnung 
dem Berechtigtenkreis zuzuordnen waren, we- 
gen der zwischenzeitlich jedoch eingetretenen 
Veränderung von Einkommen und/oder Haus- 
haltsgröße nicht mehr dem zu begünstigenden 
Personenkreis angehören. 

Mit dem Gesetz über den Abbau der Fehlsubventio- 
nierung und der Mietverzerrung im Wohnungswe- 
sen (AFWoG, BGBl. 1981 I S. 1523, 1543) vom 22. De- 
zember 1982 wurden diese Strukturprobleme des 
sozialen Wohnungsbaus aufgegriffen und Grundla- 
gen für eine schrittweise Problemlösung gelegt. Auf 
der Basis des § 18 a Wohnungsbindungsgesetz (Wo- 
BindG) wurden die Bundesländer ermächtigt, die 
Zinsen für zinsgünstige Darlehen im älteren Sozial- 
wohnungsbestand anzuheben. Zwischenzeitlich ha- 
ben alle Bundesländer mit Ausnahme Hessens von 
dieser Verordnungsermächtigung Gebrauch ge- 
macht Im Saarland wurden bereits 1981 gemäß § 36 
bis 38 Wohnungsbaugesetz Saar die Zinsen von 
Wohnungsbaudarlehen, die zwischen 1960 und 1969 
bewilligt worden sind, auf 5% festgesetzt. 

Die durch die Zinsanhebung hervorgerufenen Miet- 
erhöhungen wurden in allen Ländern durch gestaf- 
felte Mietobergrenzen beschränkt. Zusätzlich wird 
der Mietanstieg pro m^ Wohnfläche auf absolute 
Beträge von bis 1,00 DM/m^ beschränkt (vgl. Ta- 
belle 21). 

In Gemeinden unter 200 000 Einwohnern führen 
vorzeitige vollständige Rückzahlungen öffentlicher 
Mittel gemäß § 16 a WoBindG bereits nach sechs 
Monaten zum Fortfall der Mietpreisbindungen. 
Ausnahmen können in diesen Fällen von den Län- 
dern durch Rechtsverordnung für solche Gemein- 
den bestimmt werden, in denen erhebliche Mietun- 
terschiede zwischen Sozialwohnungen und ver- 
gleichbaren freifinanzierten Mietwohnungen beste- 
hen. Von dieser Möglichkeit haben die Länder Ba- 
den-Württemberg, Bayern, Bremen, Hessen und 
Nordrhein-Westfalen Gebrauch gemacht. Dadurch 
wurden über 600 000 Sozialwohnungen von der all- 
gemeinen Bindungsfreigabe bei vorzeitiger Rück- 
zahlung wieder ausgenommen. 

Im Sozialwohnungsbestand können darüber hinaus 
Mieter zur Leistung einer Ausgleichszahlung ver- 
pflichtet werden, wenn ihre Einkommen die gesetz- 
lich festgelegten Einkommensgrenzen erheblich 
überschreiten (§§ 1 ff. AFWoG). 
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Tabelle 21 


Landesverordnungen zur Einschränkung von Zinsvergünstigungen öffentlicher Baudarlehen 
nach § 18 a Wohnungsbindungsgesetz i. d. Fassung vom 22. Dezember 1981 


Bundesland 

Bezugsfertigkeit/ 

Mittelbewilligung 

Ausstattung 

Kappungsgrenze in 
DM/mVMonat 
nach Gemeinde/ 
Gemeindegrößenklasse 

Begren- 

zung 

des 

Miet- 

anstiegs 

Anmerkungen zum 
Mietbegriff, 
der der 

Kappungsgrenze 
zugrunde liegt 

Baden- 

Württemberg 

Bezugsfertigkeit 
bis 1959 

Bezugsfertigkeit 
ab 1960 

mit SH und Bad 
oder Dusche 

mit SH oder Bad 
oder Dusche 

ohne SH und ohne 
Bad oder Dusche 

mit SH und Bad 
oder Dusche 
Sonstige 

Stutt- 

gart 

100000 

bis 

500000 

Ein- 

wohner 

unter 

100000 

Ein- 

wohner 

1,00 

Miete ohne 
Betriebskosten 

5,80 

5,20 

4.70 

6,30 

5.70 

5,30 

4,70 

4.20 

5,80 

5.20 

5,10 

4,50 

4.00 

5,60 

5.00 

Bayern 

Bezugsfertigkeit 
bis 1959 

Bezügsfertigkeit 
ab 1960 

mit SH und Bad 
oder Dusche 

mit SH oder Bad 
oder Dusche 
Sonstige 

mit SH und Bad 
oder Dusche 
Sonstige 

Mün- 

chen 

100 000 
bis 

1 Mio. 
Ein- 
wohner 

unter 

100 000 
Ein- 
wohner 

1,00 

Miete ohne 
Betriebskosten 

5.50 

5,00 

4.50 

6,00 

5.50 

5.00 

4.50 

4.00 

5.50 

5.00 

4.50 

4.00 

3.50 

5.00 

4.50 

Berlin 

Bezugsfertigkeit 

mit SH 

5,30 



0,60 

Miete inkl. 


bis 1965 

Sonstige 

4,80 




Betriebskosten 








ohne Kosten 


Bezugsfertigkeit 

mit SH 

5,50 




für Heizung und 


ab 1966 

Sonstige 

5,00 




Warmwasser 

Bremen 

Bezugsfertigkeit 

mit SH und Bad 

5,00 



0,60 

Miete inkl. 


bis 1960 

oder Dusche 





Betriebskosten 



geringere 

4,60 




ohne Kosten 



Ausstattung 





für Heizung und 








W armwasser 


Bezugsfertigkeit 

mit SH und Bad 

5,20 






1961 bis 1969 

oder Dusche 








geringere 

4,80 







Ausstattung 






Hamburg 

Baudarlehen 

mit SH und Bad 

6,50 



0,60 

Miete inkl. 

' 

bis 1964 

oder Dusche 





Betriebskosten 



mit SH oder Bad 

5,90 




ohne Kosten 



oder Dusche 





für Heizung und 



ohne SH und ohne 

5,50 




Warmwasser 



Bad oder Dusche 







Baudarlehen 

mit SH und Bad 

6,90 






ab 1965 

oder Dusche 
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noch Tabelle 21 





Kappungsgrenze in 

Begren- 

Anmerkungen zum 

Bundesland 

Bezugsfertigkeit/ 

Mittelbewilligung 

Ausstattung 

DM/m^/Monat 
nach Gemeinde/ 
Gemeindegrößenklasse 

zimg 

des 

Miet- 

anstiegs 

Mietbegriff, 
der der 

Kappungsgrenze 
zugrunde liegt 




500 000 
und 

100000 

bis 

imter 






mehr 

500000 

100 000 






Ein- 

Ein- 

Ein- 






wohner 

wohner 

wohner 



Niedersachsen 

Baudarlehen 

mit SH und Bad 

5,80 

5,60 

5,40 

1,00 

Miete ohne 


bis 1963 

oder Dusche 
mit SH oder Bad 
oder Dusche 

5,30 

5,10 

4,90 


Betriebskosten 



ohne SH und ohne 
Bad oder Dusche 

4,30 

4,10 

3,90 




Baudarlehen 

mit SH und Bad 

6,20 

6,00 

5,80 




1964 bis 1969 

oder Dusche 
mit SH oder Bad 
oder Dusche 

5,80 

5,60 

5,40 






500000 

100000 

unter 






und 

bis 






mehr 

500000 

100 000 






Ein- 

Ein- 

Ein- 






wohner 

wohner 

wohner 



Nordrhein- 

Baudarlehen 

mit SH und Bad 


6,30 

6,10 

0,40 

Miete inkl. 

Westfalen 

bis 1959 

mit SH oder Bad 


5,30 

5,10 


Betriebskosten 


Baudarlehen 

mit SH und Bad 


6,80 

6,60 


ohne Kosten 


ab 1960 

mit SH oder Bad 


5,80 

5,60 


für Heizung und 
Warmwasser 




über 

bis 







300 000 

300 000 







Ein- 

Ein- 







wohner 

wohner 




Rheinland-Pfalz 1 

Baudarlehen 

mit SH und Bad 

5,10 

4,80 


0,60 

Miete ohne 


bis 1959 

oder Dusche 
mit SH oder Bad 

4,80 

4,50 



Betriebskosten 



oder Dusche 
ohne SH und ohne 
Bad oder Dusche 

4,50 

4,20 





Baudarlehen 

mit SH und Bad 

5,60 

5,30 





1960 bis 1969 

oder Dusche 
mit SH oder Bad 

5,30 

5,00 






oder Dusche 
ohne SH und ohne 
Bad oder Dusche 

5,00 

4,70 







über 

unter 







100 000 

100000 







Ein- 

Ein- 







wohner 

wohner 




Schleswig- 

gefördert bis 

mit SH und Bad 

6,70 

6,50 


0,40 

Miete inkl. 

Holstein 

1962 

oder Dusche 





Betriebskosten 



mit SH oder Bad 

6,40 

6,20 



ohne Kosten 



oder Dusche 





für Heizung und 



ohne SH und ohne 
Bad oder Dusche 

5,80 

5,80 



Warmwasser 


gefördert 

mit SH und Bad 

6,80 

6,60 





1963 bis 1968 

oder Dusche 
mit SH oder Bad 
oder Dusche 

6,50 

6,30 






ohne SH und ohne 
Bad oder Dusche 

5,90 

5,50 
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Tabelle 22 


Übersicht über die zur Durchführung des Gesetzes über den Abbau 
der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen (AFWoG) erlassenen Verordnungen der Länder 


Land 

Datum 

Fundstelle 

Bemerkungen 

Bayern 

21. Dezember 1982 

GVBl. S. 1111 

ab 1. Januar 1983 für München und 
Nürnberg 

Berlin 

21. Dezember 1982 
28. Juni 1983 

GVBl. 1983 S. 3 
GVBl. S. 984 

ab 1. Juli 1983 

Bremen 

17. Mai 1982 

GVBl. S. 147 

ab 1. Januar 1983 für Bremen und 
Bremerhaven 

Nordrhein-Westfalen ' 

22. September 1982 

GVBl. S. 612 ! 

ab 1. Januar 1983 für 21 kreisfreie Städte 
und 72 kreis- 
angehörige Gemeinden 


Die Länder sind ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung die Gemeinden mit 300 000 und mehr Einwoh- 
nern und deren Umland zu bestimmen, in denen 
diese Ausgleichszahlung erhoben werden soll. Von 
dieser Ermächtigung haben Bayern, Berlin, Bre- 
men und Nordrhein-Westfalen bisher Gebrauch ge- 
macht (vgl. Tabelle 22). 

Damit werden — verteilt auf drei Jahre — insge- 
samt ca. 1,9 Mio. Inhaber von Sozial- und Woh- 
nungsfürsorgewohnungen in eine Einkommens- 
überprüfung einbezogen. Bei einem Anteil von ca. 
25% der Haushalte, die die Einkommensgrenzen 
überschreiten, wird ab 1985 das jährliche Aufkom- 
men aus der Fehlbelegungsabgabe auf ca. 400 Mio. 
DM geschätzt. Diese Mittel sollen von den Ländern 
wieder zur Förderung des sozialen Wohnungsbaus 
eingesetzt werden. 


Tabelle 23 

Entwicklung der Lebenshaltungskosten 
und der Wohnungsmieten (sozialer Wohnungsbau, 
freifinanzierter Wohnungsbau) 

Veränderung in % gegenüber Vorjahr 


Jahr/Monat 

Lebens- 

haltung 

Sozial- 

mieten 

Frei- 

finan- 

zierte 

Neubau- 

mieten 

% 

Jahresdurchschnitt 1980 

5,5 

6,1 

4,2 

1981 

5,9 

4,5 

3,8 

1982 

5,3 

5,4 

4,5 

Januar bis Oktober 1983 

3,1 

6,6 

4,1 


Quelle: Fachserie 17 , Reihe 7 , , , Preise und Preisindizes für die 
Lebenshaltung“, Herausgeber: Statistisches Bundes- 
amt, Wiesbaden. 


Die „Fehlbelegungsabgabe“ bedeutet für Mieter 
eine Erhöhung ihrer Wohnkostenbelastung, ohne 
daß deswegen die Miete steigt. Bei der Ermittlung 
der Entwicklung der Sozialmieten bleibt sie außer 
Betracht, da hier nur die Veränderung der Miete 
selbst betrachtet wird. 

Nachdem im Jahr 1981 die Sozialmieten gegenüber 
dem Vorjahr mit 4,5% gestiegen waren, lag der An- 
stieg in der Folgezeit über diesem Wert. Der An- 
stieg der überwiegend administrativ festgelegten 
Mieten beschleunigte sich im Jahr 1982 auf 5,4% 
und erreichte in den ersten zehn Monaten des Jah- 
res 1983 6,6% (vgl. Tabelle 23). 

Da der Preisanstieg bei freifinanzierten Neubau- 
wohnungen deutlich niedriger lag, hat sich der Ab- 
stand zwischen Marktmieten und Sozialmieten im 
Durchschnitt verringert. Der Mietvorteil der Sozial- 
wohnungen hat abgenommen. 


VII. Mietobergrenzen und zukünftiger Miet- 
anstieg im soziaien Wohnungsbau 

Vii.1. Mietobergrenze 

62. Die Festlegung der Mietobergrenzen für neu- 
gebaute Mietsozialwohnungen wird jahrgangsweise 
von den Ländern vorgenommen. 

In den Jahren 1982 und 1983 sind die Mietobergren- 
zen nur noch von einzelnen Ländern und in gerin- 
gem Umfang angehoben worden (vgl. Anlage 15). 
Maßgebend dafür war nicht nur die Rücksicht- 
nahme auf die ungünstige Entwicklung der Real- 
einkommen; auch die gesetzliche Regelung in §46 
des II. WoBauG, nach der die öffentlichen Mittel in 
der Weise einzusetzen sind, daß die Wohnungen 
nach Mieten oder Belastungen für die breiten 
Schichten des Volkes geeignet sind, engt wegen der 
damit indirekt hergestellten Verklammerung mit 
der Einkommensgrenze des § 25 II. WoBauG den 
Spielraum für Anhebungen der Mietobergrenzen 
ein. 
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VII.2. Mietenentwicklung Im neueren Sozialwohnungs- 
bestand 

63. Schon in früheren Wohngeld- und Mietenbe- 
richten ist darauf hingewiesen worden, daß die Mie- 
ten im Sozialwohnungsbestand immer weiter aus- 
einanderlaufen: Die seit Beginn der 70er Jahre von 
den Ländern in unterschiedlicher Intensität prakti- 
zierte degressive Förderung im neueren Sozialwoh- 
nungsbestand führt zu einem immer stärkeren An- 
stieg der Mieten; demgegenüber bleiben die Mieten 
im älteren Sozialwohnungsbestand relativ stabil. 
Dieser Auseinanderentwicklung der Sozialmieten 
ist zwar in gewissem Umfang durch die Zinsanhe- 
bungsmaßnahmen im älteren Sozialwohnungsbe- 
stand aufgrund des Wohnungsbauänderungsgeset- 
zes 1980 und des Gesetzes zum Abbau der Fehlsub- 
ventionierung und der Mietverzerrung im Woh- 
nungswesen entgegengewirkt worden. Trotzdem ist 
festzustellen, daß nach wie vor Mietunterschiede 
erheblichen Umfangs fortbestehen, die in keiner 
Weise durch Wohnwertunter schiede gerechtfertigt 
sind. Während bei den Sozialwohnungen aus den 
70er Jahren, die vielfach in weniger begehrten 
Wohnanlagen liegen, die Mieten infolge des durch 
die Förderung vorprogrammierten Mietanstiegs 
deutlich über die Vergleichsmiete des freien 
Marktes steigen können, liegen die Mieten älterer, 
von vornherein gut ausgestatteter Sozialwohnun- 
gen zumeist noch weit unter der Vergleichsmiete. 


Abbildung 2 („Strukturverzerrungen“) zeigt, daß es 
sogar innerhalb des neueren Sozialwohnungsbe- 
standes infolge der in den einzelnen Jahrespro- 
grammen unterschiedlich bemessenen degressiven 
Förderung zu „Überholeffekten“ kommen kann. 

In der Abbildung ist die Mietenentwicklung im 
neueren Sozialwohnungsbestand eines Bundeslan- 
des dargestellt. Es wird deutlich, daß die Mieten des 
Förderungsjahrgangs 1972 im Zeitablauf die des 
Förderungsjahrgangs 1974 überholen und gleichzei- 
tig über denen der Jahrgänge 1976 und 1979 liegen. 
Die sich daraus ergebende Mieten Struktur spiegelt 
kaum entsprechende Wohnwertunterschiede zwi- 
schen den einzelnen Baujahrgängen wider. Je stär- 
ker diese Überholeffekte auftreten, desto stärker 
wird der Anreiz für die Mieter, ihre Wohnungen 
zugunsten einer preiswerteren, jedoch qualitativ 
vergleichbaren oder sogar besseren Wohnung zu 
wechseln. In der wohnungspolitischen Diskussion 
sind diese zunächst noch vereinzelten Vorgänge als 
„Subventionsnomadentum“ bezeichnet worden. Sie 
zeigen deutlich die Problematik des geltenden Ko- 
stenmietprinzips. In diesem Zusammenhang sind 
Überlegungen einzuordnen, die darauf abzielen, den 
Wohnungsunternehmen die Möglichkeit eines in- 
ternen Ertragsausgleichs zwischen zu teuer gewor- 
denen und noch zu billigen Sozialwohnungen einzu- 
räumen. 


Abbildung 2 


Mietenentwicklung Im neueren Sozialwohnungsbestand 
(in Großstädten mit 100000 und mehr Einwohnern) 

Beispiel A: „Überholeffekte“ 

DM/m^ 

9,00 j 


8,00 i 


7,00 H 


6,00 1 


5,00 


Förderungsjah rgang 



— ■— I I 

1979 1980 1981 


■ I , 11. ■ »t 

1983 1984 1985 1986 
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Abbildung 3 


Mietenentwicklung im neueren Sozialwohnungsbestand 
(in Großstädten mit 100000 und mehr Einwohnern) 

Beispiel B; ,,Nlveauverzerrungen“ 


DM/m^ 



Zum anderen sind — auch wegen der begrenzten 
Mietzahlungsfähigkeit der noch verbliebenen Woh- 
nungsuchenden — die Bewilligungsmieten und de- 
ren Anstieg im Zeitablauf bei den neuesten Sozial- 
wohnungen vergleichsweise niedrig angesetzt wor- 
den. Dies führt dazu, daß das Mietenniveau dieser 
Jahrgänge systematisch unter denen älterer Jahr- 
gänge liegt (vgl. Abbildung 3 „Niveauverzerungen“). 
Auch hier zeigt sich, daß das geltende Kostenmie- 
tensystem zu wohnungspolitisch kaum noch ver- 
tretbaren Ergebnissen führen kann. 

Die Entwicklung der Mieten im Sozialwohnungsbe- 
stand insgesamt wird in den Anlagen 14 und 15 dar- 
gestellt. 
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Anlagen zum Wohngeld- und Mietenbericht 1983 


Anlage 1 


Rechtsgrundlagen für die Gewährung von Wohngeld 

Wohngeldgesetz (WoGG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Dezem- 
ber 1982 (BGBL I S. 1921). 

Wohngeldverordnung (WoGV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Ja- 
nuar 1981 (BGBL I S. 35). 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Wohngeldgesetz (WoGVwV 1983) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. März 1983 (Bundesanzeiger Nr. 57 a vom 
23. März 1983, Beilage 11/83). 

Erstes Buch Sozialgesetzbuch — Allgemeiner Teil — vom 11. Dezember 1975 
(BGBL I S. 3015), zuletzt geändert durch Artikel II § 15 des Gesetzes vom 4. No- 
vember 1982 (BGBL I S. 1450). 

Zehntes Buch Sozialgesetzbuch — Verwaltungsverfahren, Schutz der Sozialda- 
ten, Zusammenarbeit der Leistungsträger und ihre Beziehungen zu Dritten — 
vom 18. August 1980 (BGBL I S. 1469, 2218), zuletzt geändert durch Artikel II, § 17 
des Gesetzes vom 4. November 1982 (BGBL I S. 1450). 
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Anlage 2 


Bisherige Wohngeld- und/oder Mietenberichte 


Jahr 

Drucksache 

Ausschuß- 

drucksache 

Tag der abschließenden Behandlung im Plenum des 
Deutschen Bundestages 

1966 

V/796 

V/1687 

11. Mai 1967 

1967 

V/2399 

V/4152 

13. Mai 1969 

1970 

VI/378 

VI/1325 

4. November 1970 

1971 

VI/3237 


(formell nicht abschließend behandelt) 

1972 

7/651 

7/1833 

2. April 1974 

1974 

7/1563 

7/1833 

2. Aprü 1974 

1975 

7/4460 

7/5012 

23. Juni 1976 

1977 

8/707 


(im zuständigen Bundestagsausschuß zusammen mit der 

4. Wohngeldnovelle behandelt) 

1979 

8/3528 ' 

8/4011 

22. Mai 1980 

1981 

9/1242 

9/2355 

(formell nicht abschließend behandelt) 


Anlage 3 


Empfänger von Wohngeld nach Bezugsjahren (1965 bis 1982) 

Stand 31 . Dezember 


Tsd. 



Zahl der Wohngeldempfänger einschließlich der ab 1974 erfaßten rückwirkenden Bewilligungen; das sind jeweils im Folgejahr aus- 
gesprochene Bewilligungen, deren Bewilligungszeitraum in das zurückliegende Jahr reicht. 

Rückwirkende Bewilligungen geschätzt. 
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Anlage 4 


Wohngeldausgaben des Bundes und der Länder ab 1965 

(Bundesanteil 50%) 


Mio. DM 


2668 2670^) 

2620') 



1965 1966 1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 


') Ansatz im Bundeshaushaltsplan 1983 = 1 310 Mio. x 2 = 2620 Mio., der voraussichtlich geringfügig überschritten wird. 
^) Ansatz im Entwurf des Bundeshaushaltsplanes 1984 = 1 335 Mio. x 2 = 2670 Mio. 
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Anlage 5 


Die wichtigsten Sondervergünstigungen für bestimmte Personengruppen 

(1980 bis 1982) 


Rechtsgrundlagen und Art der Begünstigung 
nach dem Wohngeldgesetz 

Zahl der Fälle 
(Haushalte) 

Monatlicher 
Durchschnittsbetrag 
je Fall 

Anteil 

der begünstigten 
Haushalte an allen 
Wohngeld- 
empfängerhaushalten 




1981 

1982 

1980 

1981 

1982 

1980 

1981 

1982 



1000 

DM 

% 

Nicht anrechnung 
von Einnahmen 

Grundrente an 
Witwen und Waisen 
(§ 14 Abs. 1 Nr. 6) 

147,5 

145,9 

140,9 

402 

410 

431 

9,9 

9,1 

8,7 


Halber Betrag der 
Unterhaltshilfe 
(§ 14 Abs. 1 Nr. 29) 

69,1 

59,9 

58,1 

303 

355 

360 

4,7 

3,7 

3,6 

Absetzung von 
Freibeträgen und 
Aufwendung zur 
Erfüllung gesetz- 
licher Unterhalts- 
verpf li chtungen 

Behinderte mit 
einer Erwerbs- 
minderung von 

50 % bis unter 

80% 

192,4 

212,7 

222,9 

130 

130 

130 

12,9 

13,2 

13,8 

§ 16 Abs. 3 

80 % und mehr 

285,6 

359,4 

397,0 

210 

210 

210 

19,2 

22,3 

24,6 

§ 16 Abs. 2 

Vertriebene 

11,1') 

15, 0')! 

20,2^) 

135 

291^) 

290^) 

0,7 

0,9 

1,3 

§12a 

Aufwendung 
zur Erfüllung 
der gesetzlichen 
Unterhalts - 
Verpflichtungen 

14,6 

20,0 

21,9 




1,0 

1,2 

1,4 


Vertriebene und Flüchtlinge nach § 16 Abs. 2 Nr. 1 und 2 WoGG 1978 

Vertriebene, Flüchtlinge, Zuwanderer und Heimkehrer nach § 16 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 WoGG 1981 

Die Freibeträge für Vertriebene wurden im Rahmen der 5. Wohngeldnovelle von 1 200 DM auf 2 400 DM erhöht 

31. Dezember des Jahres 


Anlage 6 


Wohnungsausstattung der Hauptmieter mit Wohngeld 1982 



Zahl der 
Hauptmieter ^) 

Davon in Wohnungen mit folgenden Ausstattungsmerkmalen 

Wohnraum bezugsfertig geworden 

ohne Sammelhei- 
zung und Bad 

mit Sammelhei- 
zung oder mit Bad 

mit Sammelhei- 
zung ünd mit Bad 

von . . . bis . . . 

1000 

% 

bis 26. Juni 1948 

308,2 

19,4 

34,1 

46,5 

1. Juni 1948 bis 1965 

534,3 

4,8 

32,9 

62,4 

1966bisl971 

213,7 

0,6 

7,1 

92,3 

1972 bis 1977 

207,4 

0,2 

2,3 

97,5 

1978 und später 

79,0 

0,2 

2,6 

97,2 

insgesamt . . . 

1342,6 

6,5 

22,5 

71,0 


31. Dezember 1982 
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Anlage 7 


Wohnflächen der Mietzuschußempfänger 1982 


Haushaltsgröße 

(Personen) 

Durch- 

schnittliche 

Wohnfläche 

Richtfläche 

Anteil der Mietzuschußempfänger mit einer Wohnfläche 
von . . . bis unter ... % der jeweiligen Richtfläche 

weniger als 80 

80 bis 90 

90 bis 110 

110 bis 120 

über 120 

m‘^ 

% 


47 

48 

27,2 

11,2 

24,3 

10,9 

26,4 

2 

62 

62 

17,4 

15,5 

32,9 

12,0 

22,3 

3 

73 

74 

17,4 

15,6 

36,6 

9,3 

21,2 

4 

82 

86 

19,8 

21,3 

34,2 

11,8 

12,9 


88 

98 

30,6 

20,4 

31,3 

7,8 

10,0 

insgesamt . . . 



24,3 

13,5 

27,9 

10,9 

23,4 


Ohne Haushalte mit Schwerbehinderten mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 80 % und mehr 


Anlage 8 


Mieten der Wohngeldempfänger 


Haushaltsgröße 

(Personen) 

D ur chs chnittliche 
monatliche Miete ^) 

Veränderung 
1982 gegen 1981 

Anteil der Haushalte mit 
einer Miete über dem 
anrechenbaren Höchstbetrag ^) 

1980 

1981 

1982 

1980 

1981 

1982 

DM 

% 

1 

221 

232 

246 

+ 6,0 

34,6 

33,2 

40,1 

2 

292 

314 

333 

+ 6,1 

36,0 

35,0 

43,4 

3 

361 

390 

409 

+ 4,9 

39,9 

31,5 

39,5 

4 

407 

440 

463 

+ 5,2 

30,0 

20,8 

27,8 

5 

437 

467 

492 

+ 5,4 

22,9 

14,6 

20,4 

6 imd mehr 

457 

482 

508 

+ 5,4 

14,6 

9,2 

12,3 

insgesamt 

260 

283 

301 

+ 6,4 

34,2 

31,1 

37,9 


Mietzuschußempfänger 

Mietzuschußempfänger ohne Haushalte mit Schwerbehinderten mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 80 % und 
mehr 
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Anlage 9 


Anteil der durchschnittlichen Mieten an den zuschußfähigen Höchstbeträgen für Mieten 1982 



In Gemeinden 
mit einer 
Einwohnerzahl 

Für Wohnraum, 
der bis zum 

31. Dezember 1965 
bezugsfertig 
geworden ist 

Für Wohnraum, 
der nach dem 

31. Dezember 1965 
bis zum 

31. Dezember 1971 
bezugsfertig 
geworden ist 

Für Wohnraum, 
der nach dem 

31. Dezember 1971 
bis zum 

31. Dezember 1977 
bezugsfertig 
geworden ist 

Für Wohnraum, 
der nach dem 

31. Dezember 1977 
bezugsfertig 
geworden ist 

Bei einem Haushalt 
mit 

ohne 
Sammel- 
heizung 
und ohne 
Bad oder 
Dusch- 
raum- 

mit 

Sammel- 
heizung 
oder mit 
Bad oder 
Dusch- 
raum 

mit 

Sammel- 
heizung 
und mit 
Bad oder 
Dusch- 
raum 

mit 

sonstiger 

Aus- 

stattung 

mit 

Sammel- 
heizung 
und mit 
Bad oder 
Dusch- 
raum 

mit 

sonstiger 

Aus- 

stattung 

mit 

Sammel- 
heizung 
und mit 
Bad oder 
Dusch- 
raum 

mit 

sonstiger 

Aus- 

stattung 

mit 

Sammel- 
heizung 
und mit 
Bad oder 
Dusch- 
raum 







% 





einem 

unter 100000 

93 

101 

96 

96 

94 

90 

92 

87 

88 

Allein- 

stehenden 

von 100000 bis 
unter 500000 

103 

102 

100 

99 

98 

89 

96 

82 

89 


von 500000 
und mehr 

96 

98 

96 

91 

93 

82 

93 

83 

84 

zwei Familien- 

unter 100000 

96 

98 

101 

98 

101 

89 

97 

88 

92 

mitgliedem 

von 100000 bis 
unter 500000 

103 

98 

100 

94 

104 



91 

91 


von 500000 
und mehr 

97 

94 

96 

93 

101 

99 


88 

87 

drei Familien- 

unter 100000 

91 

95 

99 

92 

96 


96 

84 

92 

mitgliedern 

von 100000 bis 
unter 500000 

99 

95 

99 

88 


97 


79 

89 


von 500000 
und mehr 

89 

91 

96 

86 

98 

93 

99 

87 

87 

vier Familien- 

unter 100000 

77 

92 

93 

86 

91 



81 

91 

mitgliedern 

von 100000 bis 
unter 500000 

81 

90 

94 

83 

93 

78 

93 

93 

87 


von 500000 
und mehr 

78 

88 

89 

79 


78 


76 

81 

fünf Familien- 

unter 100000 

75 

86 

90 

78 

85 

81 

84 

83 

88 

mitgliedern 

von 100 000 bis 
unter 500 000 

78 

85 

88 

68 

87 

79 

88 

74 

83 


von 500 000 
und mehr 

72 

82 

84 

71 

83 

73 

84 

81 

74 


Beispielhafte Erläuterung: Bei Ein-Personen-Haushalten mit Mietzuschuß in Wohnungen mit schlechter Ausstattung, die vor 
dem 31. Dezember 1965 bezugsfertig wurden, betrug 1982 das Verhältnis zwischen der Durchschnittsmiete und dem gelten- 
den Höchstbetrag 93 %. 
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Anlage 10 

Mieten und Höchstbetragsüberschreitung in ausgewählten Städten 1982 


Gemeinden 

von . . . bis unter . . . Einwohnern 

Einwohner- 

zahl 

Mieten- 

niveau 

Anteil der Haushalte 
mit einer Miete über 
dem anrechenbaren 
Höchstbetrag 


1000 



1. unter 100 000 




— Bad Homburg V. d. Höhe 

51 

+ 19,3 

56,6 

— Schweinfurt 

52 

- 15,9 

25,7 

— Fulda 

57 

- 11,5 

34,4 

— Norderstedt 

65 

+ 27,2 

66,5 

— Ratingen 

89 

+ 15,7 

60,2 

2. 100000 bis 500000 




— Paderborn 

110 

- 7,4 

25,8 

— Offenbach 

110 

+ 18,6 

53,7 

— Würzburg 

129 

- 5,0 

34,0 

— Solingen 

164 

+ 13,5 

49,2 

3. 500 000 und mehr 




— Duisburg 

554 

+ 2,5 

28,9 

— Düsseldorf 

589 

+ 19,3 

43,1 

— München 

1292 

+ 26,3 

48,8 

— Berlin 

1 889 

- 6,2 

24,4 


Unter Mietenniveau wird hier die durchschnittliche prozentuale Abweichung der Quadratmetermieten der Hauptmieter mit 
Wohngeld in der betrachteten Region von den Quadratmetermieten vergleichbaren Wohnraums im Bundesdurchschnitt 
verstanden. 

Mietzuschußempfänger ohne Schwerbehinderte 


Anlage 11 

Personaleinsatz bei der Durchführung des Wohngeldgesetzes 1980, 1982 



Antragannahmestellen 

Bewilligungsstellen 


Zahlstellen 


Land 

Zahl 

der Stellen 

Zahl 
der Voll- 
beschäftigten 

Zahl 

der Stellen 

Zahl 
der Voll- 
beschäftigten 

Zahl 

der Stellen 

Zahl 
der Voll- 
beschäftigten 


1980 

1982 

1980 

1982 

1980 

1982 

1980 

1982 

1980 

1982 

1980 

1982 







Anzahl 






Baden- 













Württemberg 

. 

. 



111 

114 

313 

334 

1 

1 

1 

1 

Bayern 

1 521 

1 667 

79 

160 

96 

96 

442 

466 

67 

96 

23 

38 

Berlin 

— 

— 

— 

— 

12 

12 

200 

190 

— 

— 

— 

— 

Bremen 

8 

8 

— 

7 

2 

2 

78 

78 

— 

— 

— 

— 

Hamburg 


. 

. 

. 

23 

23 

131 

128 

1 

2 

2 

4 

Hessen 

— 

— 

— 

— 

68 

68 

258 

260 

1 

1 

6 

4 

Niedersachsen .... 

22 

— 

5 

— 

185 

193 

454 

526 

— 

26 

— 


Nordrhein- 
Westfalen 





396 

396 

1 250 

1 258 

1 

1 

5 

5 

Rheinland-Pfalz . . 

165 

165 

— 

— 

44 

44 

137 

151 

— 

44 

— 

— 

Saarland 

— 

— 

— 

— 

54 

56 

49 

48 

— 

— 

— 

— 

Schleswig- 
Holstein 

— 

— 

— 

— 

218 

220 

184 

229 

— 

— 

— 

— 

Bundesgebiet 













insgesamt 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

3 496 

3 668 

* 


• 
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Anlage 12 


Zusammensetzung und Höhe des Verwaltungsaufwandes 
bei der Durchführung des Wohngeldgesetzes 1980, 1982 



V erwaltungs auf wand 

Davon 

Land 

insgesamt 

Personalkosten 

EDV-Kosten 

Sachkosten^) 

1980 

1982 

1980 

1982 

1980 

1982 

1980 

1982 


1 000 DM 



o 




Baden- Württemberg . 

16 943,2 

18 635,9 

84,2 

84,0 

7,4 

7,6 

8,4 

8,4 

Bayern 

24 605,8 

28 541,1^) 

81,0 

81,1 

10,9 

10,8 

8,1 

8,1 

Berlin 

11 234,3 

10 997,4 

84,8 

84,4 

6,7 

7,2 

8,5 

8,4 

Bremen 

4 090,3 

4 632,0 

85,8 

85,3 

5,7 

6,1 

8,6 

8,5 

Hamburg 

6 526,7 

7 356,6 

88,3 

87,9 

2,8 

3,3 

8,8 

8,8 

Hessen 

11 548,2 

14 238,7 

86,3 

85,0 

5,1 

6,5 

8,6 

8,5 

Niedersachsen 

22 580,7 

27 323,0 

86,3 

85,9 

5,1 

5,5 

8,6 

8,6 

Nordrhein- Westfalen . 

62 620,0 

70 281,3 

86,6 

86,7 

4,8 

4,6 

8,7 

8,7 

Rheinland-Pfalz .... 

6 988,6 

8 388,5 

87,8 

85,1 

3,4 

6,4 

8,8 

8,5 

Saarland 

2 215,6 

2 609,0 

82,6 

83,8 

9,1 

7,8 

8,3 

8,4 

Schleswig-Holstein . . 

9 312,8 

10 737,2 

84,7 

83,7 

6,9 

8,0 

8,5 

8,4 

Bundesgebiet 
insgesamt 

178 666,3 

203 740,7 

85,4 

85,1 

6,1 

6,4 

8,5 

8,5 


Die Sachkosten sind mit 10 % der Personalkosten angesetzt. 
Geschätzt 


Anlage 13 


Verhältnis des Verwaltungsaufwandes zur Zahl der Wohngeldbescheide 
und zum ausgezahlten Wohngeld 1980, 1982 



Verwaltungsaufwand 

insgesamt 

Zahl der Wohngeld- 
bescheide 

Verwaltungsaufwand 
je Wohngeldbescheid 

Verhältnis zum aus- 
gezahlten Wohngeld 

Land 

1980 

1982 

1980 

1982 

1980 

1982 

1980 

1982 


1 000 DM 

1 000 

DM 

% 

Baden- Württemberg . 

16 943,2 

18 635,9 

257,4 

325,4 

65,82 

57,27 

10,7 

8,3 

Bayern 

24 605,8 

28 541,1^) 

341,4 

429,6 

72,07 

66,44 

12,0 

8,8 

Berlin 

11 234,3 

10 997,4 

187,8 

193,3 

59,82 

56,90 

10,2 

8,7 

Bremen 

4 090,3 

4 632,0 

34,3 

82,8 

119, 25^) 

55,96 

9,2 

7,4 

Hamburg 

6 526,7 

7 356,6 

120,2 

121,6 

54,30^) 

60,52^) 

8,4 

7,4 

Hessen 

11 548,2 

14 238,7 

173,3 

239,0 

66,64 

59,58 

8,4 

7,5 

Niedersachsen 

22 580,7 

27 323,0 

339,8 

435,4 

66,45 

62,75 

9,7 

7,5 

Nordrhein- Westfalen . 

62 620,0 

70 281,3 

798,6 

1 029,2 

78,41 

68,29 

9,6 

7,3 

Rheinland-Pfalz .... 

6 988,6 

8 388,5 

122,3 

147,9 

57,14 

56,72 

9,3 

7,5 

Saarland 

2 215,6 

2 609,0 

38,1 

46,2 

58,15 

56,47 

8,9 

6,7 

Schleswig-Holstein . . 

9 312,8 

10 737,2 

149,2 

178,6 

62,42 

60,13 

8,5 

6,8 

Bundesgebiet 
insgesamt 

178 666,3 

203 740,7 

2 562,5 

3 228,9 

69,72 

63,10 

9,8 

7,6 


Gemäß der vom Statistischen Bundesamt herausgegebenen Wohngeldstatistik 
Geschätzt 

Bei Berücksichtigung manueller Bescheide ergibt sich ein Verw.Aufwand von 56,90 DM. 

Bei Berücksichtigung manueller Bescheide ergibt sich ein Verw.Aufwand für 1980 von 56,06 DM für 1982 von 56,96 DM, 
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Anlage 14 


Absehbare Mietenentwicklung im neueren Sozialwohnungsbestand bis 1986 (DM/m^/pro Monat) 
(Wohnungen mit Bad und Sammelheizung in Gemeinden mit 100 000 Einwohnern und mehr) 


Bxindesland 

Jahr 

Förder j ahrgang 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

Baden- 

1983 

8,05 

7,35 

7,74 

7,22 

6,90 

6,36 

6,49 

6,33 

6,16 

6,75 

6,94 

Württemberg 

1984 

8,15 

7,93 

7,84 

8,04 

7,00 

7,19 

6,59 

6,71 

6,26 

7,43 

7,44 


1985 

8,43 

8,03 

8,14 

8,14 

7,38 

7,29 

7,32 

6,81 

6,64 

7,53 

7,82 


1986 

8,53 

8,13 

8,24 

8,24 

7,48 

7,39 

7,67 

7,19 

6,74 

7,91 

7,92 


Mieten einschließlich Betriebskosten ohne Heizimg/Warmwasser 

Bayern 

1983 

7,60 

6,95 

6,85 

6,50 

Dl 

6,10 

m 

m 





1984 

8,05 

7,60 

6,95 

7,30 




m 


6,80 



1985 

8,35 

8,05 

7,60 

7,40 

ei 

6,50 

m 




WKSm 


1986 

8,45 

9,55 

7,70 

8,03 

in 




HQ 

Hy 

8,10 

Berlin 


7,55 

7,68 

7,21 

6,84 

6,67 

6,20 

6,85 

6,38 

5,98 

5,77 

— 


1984 

7,97 

7,78 

7,31 

6,94 

6,77 

6,30 

6,95 

6,48 


6,07 

5,90 


1985 

8,27 

8,43 

7,61 

7,24 


6,60 

7,25 

6,78 

6,38 

6,17 

6,20 


1986 

8,54 

8,70 

8,22 

7,51 

7,34 

6,87 

7,52 

7,05 

6,65 

6,64 

6,50 

Bremen 



5,66 

5,78 

5,48 

5,55 

5,10 

5,11 

4,99 

5,12') 

5,40') 

— 


1984 

5,80^) 

5,78 

5,80') 


5,67 

5,67 

5,23 

5,11 

5,24') 

5,52') 

5,60') 


1985 

5,80') 

5,80') 

5,80') 

5,72 


5,79 

5,80') 

5,23 

5,36') 

5,64') 

5,72') 


1986 

5,80') 



5,80') 

5,80') 



5,80') 

5,80') 

5,80') 

5,48') 

5,76') 

5,80') 

Für Mieter, die die Einkommensgrenze des § 25 11. WoBauG um mehr als 5 % unterschreiten. 




Für Mieter, die die Einkommensgrenze bis zu 5 % imterschreiten bzw. zu 10 % überschreiten 




liegt die Obergrenze jeweils bis zu DM 0,80 höher (Beträge vorbehaltlich parlamentarischer Beschlußfassung ab 1 984). 

Für Mieter, die die Einkommensgrenze des § 25 II . WoBauG um mehr als 5 % unterschreiten. 




Für Mieter, die die Einkommensgrenze bis zu 5 % überschreiten bzw. im Besitz einer Bescheinigung gern. § 5 Abs. 1 

Satz 2 b) oder c) WoBindG sind, liegt die Bewilligungsmiete für 1980 um DM 0,60, für 1981 um DM 0,80 und für 1982 

um DM 0,70 höher. 












Die vorstehenden Mieten 

bzw. Mietobergrenzen verstehen sich 

ohne Umlagen, 

Zuschläge und Vergütungen 

(Wasser usw.) gern. § 20-27 NMV, jedoch einschließlich Fahrstuhlkosten. 






Hamburg 

1983 

7,30 

7,20 

7,12 

7,02 

6,42 

6,32 

6,42 

5,68 

6,12 

6,36 

6,80 


1984 

7,30 

7,30 

7,30 

7,22 

7,22 

6,52 

6,42 

6,34 

6,18 

6,42 

6,86 


1985 

7,30 

7,30 

7,30 

7,30 

7,30 

7,30 

6,62 

6,40 

6,84 

6,48 

6,42 


1986 

7,30 

7,30 

7,30 

7,30 

7,30 

7,30 

7,30 

6,86 

6,90 

7,14 

6,48 

Hessen 

1984 

7,02 

6,01 

7,85 

7,09 

5,80 

7,09 

7,85 

6,40 

6,41 

— 

— 


1985 

7,07 

6,77 

7,94 

7,16 

6,56 

7,16 

7,93 

6,46 

6,47 

— 

— 


1986 

7,14 

6,84 

8,72 

7,23 

6,63 

7,63 

8,01 

6,53 

6,94 

— 

— 


In den Berechnungen sind berücksichtigt 








— ein durch das jeweilige Fördersystem bedingter Subventionsabbau 





— Betriebskostensteigerungen von 6 % per anno. 







Unberücksichtigt sind Kapitalmarktkosten. 
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noch Anlage 14 


Bundesland 

Jahr 

Förder j ahrgang 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

Niedersachsen 

1983 

7,01 

6,32 

6,16 

6,02 

6,25 

6,11 

5,^3 

5,76 

5,52 

6,04 

7,08 


1984 

7,27 

6,58 

6,56 

6,98 

6,57 

6,13 


5,94 

6,11 

6,22 

7,11 


1985 

7,44 

6,83 

6,77 

7,44 

7,34 

6,36 

6,27 

6,18 

6,38 

6,40 

7,60 


1986 

7,62 



7,54 

7,73 


6,36 

6,23 

6,55 

6,57 

8,13 

Nordrhein- 

1983 

6,85 

7,25 

6,36 


6,25 

6,20 

3,85 

5,65 

5,30 

5,90 

— 

Westfalen 

1984 

6,90 

7,30 


6,25 


7,25 

6,90 

5,70 

5,65 

5,95 

5,90 


1985 

6,95 

7,35 

7,45 


6,36 

7,30 

6,95 

6,05 

5,70 

6,30 

5,95 


1986 

7,80 

7,40 

7,50 

7,35 

7,40 

7,35 

7,00 

6,10 

6,05 

6,35 

6,30 

Rheinland-Pfalz 

M 

7,30 

7,15 

6,85 

6,55 

6,45 

5,40 

6,05 

5,30 

5,90 

6,10 




7,63 

8,00 

7,15 

6,85 

6,55 

6,45 

6,15 

6,05 

6,00 

6,30 




7,93 

8,53 

8,00 

6,95 

6,85 

6,55 

6,45 

6,15 

6,75 

6,40 




8,03 

8,63 

8,53 

8,00 

6,95 

6,85 

7,00 

6,45 

6,85 

7,15 

BQ 

Anmerkung: Der Wegfall der Begünstigung für Grundsteuer mit 0,23 DM/ qm ist zuletzt für das Jahr 1975 berücksichtigt 
worden. 

Degressionssprünge ab Förderungsj ahrgang zuzüglich 7 bzw. 11 bzw. 15 Jahren (= Förderungs Jahrgang 
+ 2 + 5 bzw. 9 bzw. 13 Jahren wurden wie folgt berücksichtigt: 

ab Förderungsj ahr 1972 mit 0,60 DM; ab Förderungsj ahrgang 1973 mit 0,75 DM; ab 1980 Degression nach, 
3,6,9, 12, 15 Jahren zuzüglich 2 Jahre je 0,45 DM). 

Nebenkosten wurden mit 0,10 DM und im folgenden Jahr mit 0,30 DM, sodann wieder 0,10 DM bzw. 
0,30 DM usw. in Ansatz gebracht. 

Schleswig-Holstein 

1983 

7,17 

7,83 

7,64 

7,67 

6,75 

6,96 

6,25 

6,01 

5,72 

6,25 

— 


1984 

7,57 

8,23 

8,04 

8,07 

7,15 

7,36 

6,60 

6,36 

6,07 

6,60 

— 


1985 

8,31 

8,63 

8,44 

8,47 

7,55 

7,76 

7,00 

6,71 

6,42 

6,95 

— 


1986 

8,71 

9,42 

8,84 

8,87 

7,95 

8,16 

7,40 

7,11 

6,77 

7,30 

— 
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Anlage 15 


Mietobergrenzen im sozialen Wohnungsbau 


Gegenstand der Nachweisung 


Mietobergrenzen 


1982 


1983 


In Spalte 2 


enthaltene 

Korrigierte 

Betriebs- 

Miet- 

kosten- 

obergrenze 

pauschale 



Durch die Förderungsmethode 
bedingter Mietanstieg 


DM je m^/monatlich 


Baden- Württemberg 

Gemeinden 

unter 100000 Einwohnern . 
100 000 bis unter 500000 . . 
Stuttgart 


5,50 

5,75 

6,00 


6,00 

6,25 

6,50 


6,00 

6,25 

6,50 


ab 3. Jahr 2jährig = 0,28 DM 
insgesamt 7 x 0,28 DM = 

1,96 DM. Nach Ablauf von 
16 Jahren Mietanstieg je nach 
Kapitalmarktzins (Wegfall der 
Zinssubventionierung beim 
nichtöffentlichen Darlehen). 

Im 6. und 12. Jahr des Zinsver- 
billigungszeitraums werden die 
Einkommen der Mieter über- 
prüft (Fehlbelegungsregelung). 
Als Fehlbeleger gelten Haus- 
halte, die die Einkommens- 
grenze nach § 25 II. WoBauG 
um mehr als 25 % übersteigen. 
Für sie entfällt die weitere 
Zinssubvention. 


Bayern 

München 

Verdichtungsräume im 
Sinne des Teils A II. 2 
des Landesentwicklungs- 
programms Bayern . . . . 
übrige Gemeinden 

Berlin 

für Wohnungen 

über 75 m^ 

über 90 m^ 

über 100 m^ 


7,00 


6,20 

5,60 


7,00 


6,20 

5,60 


0,90 


0,85 

0,85 


6,10 


5,35 

4,75 


ab 4. Jahr = 0,50 DM 
ab 6. Jahr = 0,50 DM 
ab 9. Jahr = 0,50 DM 
ab 13. Jahr = 0,50 DM 

insgesamt = 2,00 DM 


5,80 


5,10 

4,80 


6,00 

5.50 
5,00 

4.50 


1,35 

1,35 

1,35 

1,35 


4,60 

4.15 
3,65 

3.15 


ab 1982 

ab 3 Jahre jährlich 0,20 DM 
13 X 0,20 DM = 2,60 DM 

in den Kalenderjahren 1984 
und 1985 wird der förderungs- 
bedingte Mietanstieg aus- 
gesetzt 


Bremen 

a) für den Personenkreis, 
welcher mit seinem Ge- 
samteinkommen die Ein- 
kommensgrenze des § 25 
II. WoBauG um minde- 
stens 5 % unterschreitet 

b) für den Personenkreis, 
welcher mit seinem Ge- 
samteinkommen die Ein- 
kommensgrenze bis zu 

5 % überschreitet bzw. 
welcher im Besitz einer 
Bescheinigung gern. 

§ 5 Abs. 2 Satz 2 Buch- 
staben b oder c des 
WoBindGist 


5,60 


5,70 


0,70 


5,00 


ab 5. Jahr = 0,40 DM 
ab 7. Jahr alle zwei Jahre 
0,20 DM 

zusätzlich alle vier Jahre 
einkommensbedingte Kürzung 
der Förderung 


6,30 


6,40 


0,70 


5,70 
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Gegenstand der Nachweisung 

Mietobergrenzen 

In Spalte 2 
enthaltene 
Betriebs- 
kosten- 
pauschale 

Korrigierte 

Miet- 

obergrenze 

Durch die Förderungsmethode 
bedingter Mietanstieg 

1982 

1983 

DM je mVmonatlich 

1 

2 

3 

4 

5 

Hamburg 

6,80 


1,14 DM*) 

6,16 DM 

ab 5. Jahr = 0,60 DM 




1,39 DM^) 

5,91DM 

ab 7. Jahr = 0,40 DM 

für Großwohnungen 

6,05 

6,55 

1,14 DM*) 

5,41DM 

ab 9. Jahr = 0,40 DM 

(mindestens 85 m^) 



1,29 DM^) 

5,16 DM 

ab 11- Jahr = 0,40 DM 

kinderreicher Familien 





ab 13. Jahr = 0,40 DM 

(mindestens drei Kinder) 











ab 17. Jahr = 0,40 DM 

für nichtkinderreiche 






Familien vorbehaltene 





insgesamt =3,00 DM 

Mietreihenhäuser 

7,80 


1,14 DM*) 

7,16 DM 





1,39 DM^) 

6,91DM 


Hessen 

1 






Darmstadt, Frankfurt, 


5,50 

5,50 

— 

5,50 

ab 3. Jahr = 0,40 DM 

Offenbach, Wiesbaden 

J 





ab 6. Jahr = 0,40 DM 

Gemeinden, die als Ver- 





ab 9. Jahr = 0,40 DM 

dichtungsgebiete in der 





ab 12. Jahr = 0,40 DM 

Anlage zu dem Beschluß der 





ab 15. Jahr = 0,40 DM 

Ministerkonferenz für 





ab 18. Jahr = 0,40 DM 

Raumordnung vom 





ab 21. Jahr = 0,40 DM 

21. November 1968 





insgesamt =2,80 DM 

(GemBl. 1968 Nr. 31, S. 430) 






auf geführt sind 

5,25 

5,25 

— 

5,25 


in kreisangehörigen 






Gemeinden mit mehr als 






50 000 Einwohnern außer- 






halb von Verdichtungs- 






gebieten 

5,00 

5,00 

— 

5,00 


in übrigen 

4,75 

4,75 

— 

4,75 


für Großfamilien 






ab fünf Kinder 

4,00 

4,00 

— 

4,00 


Niedersachsen 






Mietwohnungen 

6,50 

7,20 

0,70^) 

6,50^) 

(BKP von 0,70 bis 1,00 DM) 

Mieteinfamilienhäuser .... 

6,00 

6,00 

0,90 

5,10 


Nordrhein-Westfalen 






Gemeinden 






unter 100 000 Einwohnern . . 

5,70 

5,80 

0,42 

5,38 

nach 2. Jahr = 0,30 DM 

von 100000 





nach 4. Jahr = 0,30 DM 

bis 500 000 Einwohner 

5,90 

6,00 

0,42 

5,58 

nach 6. Jahr = 0,30 DM 

von 500000 





nach 8. Jahr = 0,30 DM 

Einwohnern und mehr 

6,10 

6,20 

0,42 

5,78 

nach 10. Jahr = 0,30 DM 






nach 12. Jahr = 0,30 DM 






insgesamt =1,80 DM 


für Wohnungen in Bauvorhaben ohne Fahrstuhl 
für Wohnungen in Bauvorhaben mit Fahrstuhl 
ohne Sammelheizung 
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Gegenstand der Nachweistmg 

Mietobergrenzen 

In Spalte 2 
enthaltene 
Betriebs- 
kosten- 
pauschale 

Korrigierte 

Miet- 

obergrenze 

Durch die Förderungsmethode 
bedingter Mietanstieg 

1982 

1983 

DM je m^/monatlich 

1 

2 

3 

4 

5 

Rheinland'Pfalz 

Gemeinden 

bis 30000 Einwohner .... 
bis 30000 Einwohner^) .. 
über 30 000 Einwohner ... 
über 30 000 Einwohner . . 

6,20 

5,90 

6,50 

6,20 

6,20 

5,90 

6,50 

6,20 


5,50 

5,20 

5,80 

5,50 

ab 4. Jahr = 0,45 DM 
ab 7. Jahr = 0,45 DM 
ab 10. Jahr = 0,45 DM 
ab 13. Jahr = 0,45 DM 
ab 16. Jahr = 0,45 DM 

insgesamt = 2,25 DM 

Saarland 

6,00 

6,00 


— 

— 

Schleswig-Holstein 

Wohnungen 

a) mit Sammelheizimg .... 

b) mit Sammelheizung 

und Fahrstuhl 

6,80 

7,16 

6,80 

7,10 

0,70 

0,70 

6,10 

6,40 

< 

ab 2. Jahr jährlich = 0,25 DM 
ab 6. Jahr jährlich = 0,30 DM 
4x 0,25 DM = 1,00 DM 

7 X 0,30 DM =2,10 DM 

insgesamt = 3,10 DM 


Ohne Sammelheizung 
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